



Absatz 2 der Revisionsvorlage gibt mehrheitlich den 
status quo wieder und definiert kaum Neues. Ausgenom-
men hiervon ist lit. b, da die Arbeiten nur mehrheitlich 
beim Einsatzbetrieb erbracht werden müssen, was sich 
wiederum weder mit dem Willen des Gesetzgebers deckt 
noch die Realität wiederspiegelt. In dem vom Gesetzge-
ber geregelten Personalverleih wird die Arbeitsleistung 
ausschliesslich beim Einsatzbetrieb erbracht, andernfalls 
von einem gewöhnlichen Auftragsverhältnis auszugehen 
ist. Auch hier offenbaren sich die behördlichen Bestre-
bungen, den Anwendungsbereich des AV G unbesehen der 
gesetzlichen Rahmenbedingungen auszudehnen. 
VIII. Zusammenfassung und Ausblick 
Wie die vorstehenden Erwägungen am Beispiel der haus-
wirtschaftlichen Dienstleistungserbringung aufzeigen 
konnten, gilt es im Einzelfall abzuklären, ob ein einfaches 
Auftragsverhältnis oder eine als Personalverleih zu qua-
lifizierende Dreiecksbeziehung zwischen Arbeitgeber, 
Arbeitnehmer und Kunden vorliegt. Primäres Qualifika-
tionskriterium bildet dabei die Abtretung der Weisungsbe-
fugnisse an den Einsatzbetrieb, was nicht leichthin ange-
nommen werden darf. Insbesondere gilt es die Intuition des 
Gesetzgebers nicht aus den Augen zu verlieren, welcher 
sich als typischen Anwendungsfall die Abgabe eines Mit-
arbeiters an einen Produktionsbetrieb vor Augen hielt. In 
diesen Konstellationen kommt dem Arbeitgeber lediglich 
noch die Funktion eines Lohnadministrators zu, ohne dass 
er über einen Einfluss auf die Arbeitstätigkeit seines Mit-
arbeiters verfügt. Dieser ist dem Einsatzbetrieb anheimge-
stellt, welchem auch die Fürsorgepflicht für den Arbeitneh-
mer zukommt (beispielsweise Arbeitssicherheit). 
Da bei der Hauswirtschaft das hauptsächliche Wei-
sungsrecht in der Regel beim Arbeitgeber verbleibt, kann 
dort nur in Ausnahmefällen von Personalverleih ausge-
gangen werden. Zu denken ist dabei an Fälle, in welchen 
der Arbeitgeber die Rekrutierung und Lohnadministration 
des Betreuers übernimmt, die Regelung der Arbeitstätig-
keit jedoch vollständig dem Einsatzbetrieb überlässt. 
Hintergrund der Bestrebungen des SECO zur Un-
terstellung der Hauswirtschaftsbranche unter das AVG 
bilden nicht primär Gründe des Arbeitnehmerschutzes, 
sondern politische Erwägungen. Dieser Umstand vermag 
auch zu erklären, weshalb die UNIA als Vertreterin der 
Arbeitnehmerinteressen sich dezidiert gegen eine Unter-
stellung der nichtmedizinischen Betreuung unter die Be-
stimmung des AVG ausspricht. Dies weil damit gerade 
Nachteile für die Arbeitnehmer die Folge sind, wie bei-
spielsweise die verkürzten Kündigungsfristen. 
So soll einer vermehrten Eindringung auslähd· 
Arbeitskräfte in den Schweizer Betreuungsmarkt 
1 
net werden. Dies im Hinblick auf die ver111ut1 ich 
2014 zur Volksabstimmung gelangende SVP-lnl 
ve gegen die Masseneinwanderung, welche jäh I 
Höchstzahlen und Kontingente bei der Erteilung ·~ö;A 
enthaltsbewilligungen zum Inhalt hat43 • Anhaltspunkt 
diese Motivation seitens der Behörden bildet unter 
rem auch der Umstand, dass andere Branchen trott 
lieber Ausgangslage sich nicht ähnlichen Zwängen 
Unterstellung ausgesetzt sehen, wenn in der betreffe 
Branche bereits ein allgemeinverbindlicher Gesa 
beitsvertrag abgeschlossen worden ist. Damit konnte 
das Lohnniveau gesichert und dem Einsatz von Silli 
beitskräften aus dem Ausland ein Riegel vorgescho 
werden. In der Hauswirtschaft besteht bislang jedoeh 
diglich ein Normalarbeitsvertrag für die Hauswirt.B 
auf Ebene Bund. 
Ob die momentanen Verhandlungen über einen & 
samtarbeitsvertrag im Bereich der Hauswi rtschaft 
Behörden dazu bewegen vermögen, von ihrem rech • 
fragwürdigen Weg abzusehen, muss bezweifelt we; 
Zu weit sind die Vorstösse bereits gediehen und Bett» 
be teils mittels Androhung schwerster Massnahmen 
strafrechtlichen Sanktionen oder Betrieb sch liessu 
zur Einholung einer AVG-Bewilligung gezwungen \\ltt 
den. 
41 Daneben gilt es in diesem Zusammenhang das drohende!~~ 
dum gegen die bilateralen Verträge mit der EU auf Kron.• :(II~~ 
die ECOPOP-Initiative zu beachten, welche die Lunitie~111\\/ 
Bevölkerungswachstums und die Fam1henpoht1k m den 
lungsländern zum Gegenstand hat. 
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CHRISTOPH MEYER 
ammenllang mit der Bewilligung von so genannten verkehrs-
e~ Einrichtungen (Einkaufszentren, Fachmärkten etc.) mit po-
e/1 Verkehrskonzentrationen ordnen die Behörden regelmässig 
s/tm~ende Massnahmen zur Emissionsbegrenzung an. 
Sglche umweltrechtlichen Massnahmen (z.B. Pflicht zur Park-
rtsdwflun9, Beschränkung der Parkplatzzahl) müssen einen 
· iisö.aren Beitrag zu einer tatsächlichen Emissionsbeschrän-
mit Bezug auf eine einzelne Anlage («Quelle») leisten. Praxis 
/!hdl tsprechung geben sich in der Regel jedoch damit zufrieden, 
ltlne Massnahme vermutlich eine Verhaltensreaktion bei den 
- e/1 motorisierten Kunden auslöst. Es wäre jedoch Aufgabe der 
in im Rahmen der Sachverhaltsabklärung zu beweisen, dass 
o/1(111//ge· Verhaltensreaktion dieser Kunden auch tatsächlich zur 
nichten Emissionsbeschränkung führt. 
U/Jerdles muss eine entsprechende Massnahme unter dem Titel 
Vi lföllnismässigkeil geeignet sein, das Ziel des Umweltschutzes 
Gallles zu erreichen. Führt eine Massnahme jedoch ganzheitlich-
itml«ch betrachtet, z.B. infolge von Such-, Stau- oder Ausweich-
wtrilr, nicht zu einer nachweisbaren Emissionsreduktion, so ist die 
lfmsll~hme nicht geeignet. Die Beweislast für deren Eignung liegt 
dtfnla/ l bei der verfügenden Behörde. 
tibaltsübersicht 
I El~leltung 
l 8achUiche Grundlagen 
:· Umweltrecht: Zielsetzung 
· Die vorliegend relevanten Rechtsgrundlagen des Umweltrechts 
1. Art. 11 USG 
2. Art. 12 USG 
II, An 3: Art. 44a USG und Art. 32 f. LRV (Luftreinhalte-Verordnung) 
A lve~d~arke1l auf verkehrsintensive Anlagen 
8· Em,ss1onsbegrenz.ungen nach USG 
· Verkehr bei einer verkehrsintensiven Einrichtung als Sekundär-
emission? 
1· Verkehrsintensive Einrichtungen als Quelle 
3
· Welche Sekundäremission ist der Quelle zuzurechnen? 
PI. Aiii · Zuordnung der in Frage stehenden Massnahmen 
A Urderungen an lllTiweltrechtllche Massnahmen 
8· C mweltrechtliche Anforderungen 
· 1 flmdr_echtliche Anforderungen 
2· V~rh~gend relevante Grundrechte 
3· Erngn!fsvoraussetzungen gemäss Art. 36 BV 
· R~chtsgleichheit, Lastengleichheit und Gleichbehandlung 
~. Pia~i direkter Konkurrenten 
~n~:hder Behörden und Gerichte betreffend verkehrsintensive 
J,,, D turigen 
1 ar
5tellung der Praxis 
~: :rn Bere!ch der umweltrechtlichen Anforderungen 
8. Beu 111 .Bereich der grundrechtlichen Anforderungen 
1 rte,lung der Praxis 
' Rechtsanwendung 
FELIX HAFNER 
En rapport avec /'autorisation des installations generant un trafic im-
portant (centres commerciaux, marches specialises, etc.) avec de pos-
sibles concentrations de trafic, /es autorites ordonnent regulierement 
des mesures de canalisation du trafic destinees a limiter /es emissions. 
De tel/es mesures du droit de /'environnement (p. ex. obligation 
de gerer /es places de stationnement, limitation du nombre de places 
de stationnement) doivent apporter une contribution, pouvant etre 
demontree, a une limitation effective des emissions en relation avec 
une installation particuliere (« source » ). Cependant, /a pratique et /a 
jurisprudence se contentent generalement du fait qu'une mesure est 
susceptible d'entrafner une reponse comportementale des clients mo-
torises individuels. Leur tache serait pourtant de prouver, dans /e cadre 
de l'etab/issement des faits, qu'une eventuelle reaction comportemen-
tale de ces clients conduit aussi reel/ement a la limitation des emissions 
souhaitee. 
En outre, une telle mesure doit etre propre, sous /'angle de /a pro-
portionnalite, a atteindre /e but de protection de l'environnement en 
tant que tout. Si, dans une perspective globale, une mesure ne conduit 
pas a une reduction des emissions pouvant etre demontree, p. ex. en 
raison du trafic lie a /a recherche de places de stationnement, des bou-
chons ou du trafic d'evitement, elle n'est alors pas appropriee. Cest 
egalement a /'autorite de decision qu'incombe le fardeau de /a preuve 
concemant /'adequation des mesures. 
2. Sachverhaltsermittlung 




Im Zusammenhang mit der Bewilligung von verkehrs-
intensiven Einrichtungen, wie etwa Einkaufszentren, 
Fachmärkten und Freizeiteinrichtungen sowie weiteren 
Anlagen des Detailhandels mit potentiellen Verkehrskon-
zentrationen, ordnen die Behörden regelmässig Massnah-
CHRISTOPH MEYER, Dr. iur., 11.M., Advokat, Lehrbeauftragter 
für Öffentliches Recht, Universität Basel, Advokat bei NEOVIUS 
Advokaten und Notare, Basel. 
FELIX HAFNER, Prof. Dr. iur., Ordinarius für Öffentliches Recht, 
Universität Basel. 
Dieser Aufsatz basiert auf einem kürzlich erstellten Rechtsgutach-
ten. Herrn MARC STALDER, MLaw, Advokat und Assistent an der 
Juristischen Fakultät der Universität Basel, sei für die kritische 
Durchsicht des Manuskripts gedankt. 
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men zur Emissionsbegrenzung an. Den Betreibern der 
erwähnten Anlagen wird dabei unter anderem die Pflicht 
zur Parkplatzbewirtschaftung, zur Beschränkung der 
Parkplatzzahl oder zur Einführung eines Fahrtenmodells 
auferlegt. Dies wird in der Praxis damit begründet, dass 
die vom Kundenverkehr verursachten Emissionen als 
so genannte Sekundäremissionen einer bestimmten ver-
kehrsintensiven Einrichtung zuzurechnen seien. 
In letzter Zeit sind vermehrt Zweifel an der tatsächli-
chen Eignung solcher umweltrechtlich motivierter Mass-
nahmen laut geworden 1• Auch das Bundesamt für Umwelt 
(nachfolgend: BAFU) hat sich infolge einer nationalrätli-
chen Motion der Wirksamkeitsfrage erneut angenommen 
und ein Projekt mit dem Titel «Effektivität und Effizienz 
von verkehrslenkenden Massnahmen bei verkehrsintensi-
ven Einrichtungen» durchgeführt2• 
Die Frage, welche rechtlichen Anforderungen über-
haupt an die Wirksamkeit und Eignung solcher Massnah-
men zu stellen sind, wurde bis heute jedoch nicht vertieft 
untersucht. Dieser Fragestellung soll deshalb vorliegend 
nachgegangen werden. Gestützt auf die gewonnenen Er-
kenntnisse sollen dabei die Praxis der Behörden und Ge-
richte sowie die neuesten Entwicklungen auf Seiten des 
BAFU und ARE (Bundesamt für Raumentwicklung) be-
urteilt werden. 
II. Rechtliche Grundlagen 
A. Umweltrecht: Zielsetzung 
Gestützt auf Art. 74 BV hat der Bund das Umweltschutz-
gesetz (USG) erlassen. Der Vollzug dieses Gesetzes 
liegt - abgesehen von einigen Teilbereichen - bei den 
Kantonen3• 
Dem Immissionsschutzrecht des USG liegt ein Kon-
zept mit zwei Pfeilern zugrunde. Mit einem ersten Pfei-
ler soll die Begrenzung von schädlichen oder lästigen 
Einwirkungen bereits im Voraus gewährleistet werden 
l 
Siehe etwa N1KLAUS EICHBAUM, Raumplanungs- und umwelt-
rechtliche Problemfelder beim Bau von Einkaufszentren und Fach-
märkten, Diss. St. Gallen, Zürich 2008, 228 ; B EATRI CE W AGNER 
P FE IF ER, Parkraumbeschränkungen bei verkehrsi ntensiven Ein-
schränkungen, in: SJZ 2010 ( 11 ), 257 ff. , 260 f. 
Anlass dazu gab die von der Kommission für Rechtsfragen des Na-
tionalrates am 14. Februar 2008 eingereichte Motion Nr. 08.3003; 
vgl. auch Rundschreiben der Bundesämter BAFU und ARE (Bun-
desamt für Raumentwicklung) zum Projekt «Effektivität und Effi-
z ienz von verkehrslenkenden Massnahmen be i verkehrsintensiven 
Einrichtungen» vom 9. April 2013, I ff. 
P ETER HÄNNT, Planungs-, Bau- und besonderes Umweltschutz-
recht, 5. A., Bern 2008, 362. 
(Art. 11 und 12 USG). Der zweite Pfeiler zielt.d 
auf nachträgliche Massnahmen in Form von Sanie; 
ab (Art. 16-18 USG)4. 
B. Die vorliegend relevanten Rechtsgriu 
lagen des Umweltrechts 
Im vorliegenden Kontext interessieren die MassnaJiniei 
zur Emissionsbegrenzung gestützt auf Art. 11 und 12 
1 . Art. 11 U SG 
Art. 11 und Art. 12 USG bilden inhaltlich eine Einheit, 
weshalb die beiden Bestimmungen immer zu ammen 
lesen werden müssen5• Art. 11 Abs. 1 USG hält einendli 
zentralen Grundsätze des USG fest, wonach ErnissiöD!II 
auf einer ersten Stufe bereits direkt bei der Quellt' be, 
grenzt werden sollen7• 
Art. 11 Abs. 2 statuiert weiter das um, eltrechtlicl 
zentrale Vorsorgeprinzip. Dieses sieht vor, dass Emi · 
nen auf einer ersten Stufe vorsorglich so weit zu begtalo 
zen sind, wie dies technisch und betrieblich möglich 
wie wirtschaftlich zumutbar ist8• 
Erst wenn die Massnahmen der Vorsorge gentll 
Abs. 2 getroffen worden sind, aber trotz dieser Ma nJb. 
men feststeht oder zu erwarten ist, dass die · inwirkun 
unter Berücksichtigung der bestehenden Um.weltbelaf. 
tung schädlich oder lästig sein werden, besteht- auf cjncl 
zweiten Stufe - die Pflicht zur Verschärfung der .Eß1ßo 
sionsbegrenzungen gemäss Abs. 39• 
Vgl. dazu ALEXANDER RUCH, Umwelt - Boden - Raum, in: 
rich Koller/Thierry Tanquerel/PierreTschannen/Felix Ublt 
Schweizerisches Bundesverwaltungsrecht (Hrsg.), Band VI, 
2010, Nr. 1629. 
ANDRE ScHRADE/THEO LoRETAN, in : Helen Keller, Verell 
von Umweltrecht (Hrsg.), Kommentar zum Umwelt chur~· 
2. A., Zürich 2004, Art. l l N 10. 
Als Quelle wird dabei die fllr e ine bestimmte Einwirkung • 
, ortliche Anlage bezeichne l (vgl. zum AnlagonhegrifTnu~~" 
Ab . 7 USG); d ie Bekämpfung der Einwi rkungen hol dnbe•. 
1 
immer möglich - bereits am Ort des Entstehens der Jninll t,.~ 
zu erfolgen (Botschaft zu einem Bundesgesetz über den u;9, 
schutz [USGJ vom 3 1. Oktober 1979, 881 1979, ßd. [[I, 
789). 
H ÄN Nl(FN3),374. ,
1
~ 




Dies bemisst sich nach den Immissionsgrenzwerten, die "~ott' 
desrat festgelegt werden (Art. 13 USO). Verschärfte. Bcgr\ ~ j 
der Emissionen drängen sich auch dann auf, wenn eine 0. ~uit' 
im Verbund mit anderen Quellen zu übermässigen •in';1i. f{l 
führt ; vg l. dazu ScHRADE/Lo RETAN (FN 5), Art. 11 N 8, ' 
(FN 4), Nr. l 628 ff. 
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Art, 12 USG 
12 VSG führt die e!nzelnen Massnahn:ien ~ur Emis-
begrenzung abschliessend auf. Da wie h1ervor er-
tArt. 11 USG immer im Zusammenhang mit Art. 12 
gelesen werden muss, ist ersichtlich, dass für eine 
jsSiQn begrenzung nach Art. 11 nur eine begrenzte 
8111 nhl an Massnahmen zur Verfügung steht 1° . 
Werden übermässige Immissionen nicht durch eine 
jtXtlne Anlage, sondern durch mehrere Anlagen ge-
. nm verursacht, welche separat betrachtet die vor-
iohen Emissionsbegrenzungen einhalten, können 
ptd ätzlich nicht ~e~tützt auf A1t. 11 und 12 USG iso-
verschärf'te Em1ss10nsbegrenzungen angeordnet wer-
• In diesen Fällen ist die übermässige Luftbelastung 
.rgrund eines Massnahmenplanes auf eine koordinierte 
11Wi lasten- und rechtsgleiche Weise zu reduzieren 11 . 
Zcnti:al ist, dass auf Art. 12 USG gestützte Massnah-
am einen Beitrag zur Emissionsreduktion leisten müs-
• . Dies kann aus dem Wortlaut von Art. 12 USG abge-
kiletwerden, wonach gemäss Abs. 1 «Emissionen» durch 
ioufgeführten Massnahmen «eingeschränkt» werden. 
Art. 44a USG und Art. 32 f. LRV 
(Luftreinhalte-Verordnung) 
l>cr in Art. 44a USG geregelte Massnahmenplan bei 
lilftverunreinigungen stellt ein Instrument für den Voll-
der verschärften Emissionsbegrenzungen gemäss 
~ II Abs. 3 USG dar. Er kommt zum Zug, wenn fest 
~ht.oder zu erwarten ist, dass schädliche oder lästige 
Ein1v1rkungen auftreten 13 • Als Sanierungsinstrument für 
rtnä ig belastete Luft erfasst er sowohl alte als auch 
: C.Anlagen 14• Charakteristisch für den Massnahmen-
1 n ist, dass er grundsätzlich 15 dann zur Anwendung ge-
ScilRADE/LoRETA (F 5). An. I J I Oa Art. 12 N 2, I 0; H iiNNI 
~llN 3), 366. 
~E IP.23/2001 vom 5. eptember 200 1 ·. 2b. 
Qt l!v\D~ LoR rAN (rN 5) Art. 12 N 19 30; A I..EXAND R Z üR-
hl:I(, D1e vorsorg I iche Emissionsbegrenz ung nach dem Umweh-
llG~~~csctz, Diss. Ba ·cl 1995, Zürich 1996, 3 12; A 1..AIN GRIFFEi.i 
111 Ut:Rr R,,u ·11 Kornmentor zum Um, eltschutzgesct7.., Ergän-, •. nasband zur 2 . A. Zürich 2011. Art. 12 I 0: BG E I 4 12/2008 ~- -l.i,R 1-e11a _11olket,rn,il) vom 24. Miirz 2009 E. .3. 
,~
0 
EiAN, 111 : He len Kelle r. Vereinigung von U111wehrech1 (Hrsg.), ~t1nc11111r zum Umwe lt chutzge et:z . 2. A., Zürich 2004, Art. 44a. 
~~l:1~111 (FN 13) Art. 44a N 33 ff. 
lll1ts ciiic Verkehrsanlage Obenniis ige Imm issionen hervor, so 
Ob e111 Massnnlunenplan ersiell1 werden unabhäng ig davon, l~~r eine oder mehrere Verkehrsanlagen vorliegen (vgl. Art. 3 1 
langt, wenn mehrere Quellen übermässige Immissionen 
verursachen. 
Was die Wirkung der im Massnahmenplan angeordne-
ten Massnahmen betrifft, soll gemäss Art. 32 Abs. 1 lit. d 
LRV eine Wirkungsanalyse ein unverzichtbarer Bestand-
teil des Plans sein. Damit legt der Plan zwar die zu tref-
fenden Massnahmen fest, stellt aber grundsätzlich nicht 
selbst die Rechtsgrundlage dar16 und ist somit - ähnlich 
wie ein Richtplan - nur für die Behörden, nicht aber auch 
für Private verbindlich. 
III. Anwendbarkeit auf verkehrsintensive 
Anlagen 
A. Emissionsbegrenzungen nach USG 
Die heutigen Artikel 11 und 12 USG finden sich bereits 
im ursprünglichen USG aus dem Jahre 1979 ( damals als 
Artikel 9 und 10 USG). Gemäss Wortlaut von Art. 11 
Abs. 1 USG werden Emissionen durch «Massnahmen 
bei der Quelle» begrenzt. Gestützt darauf richten sich 
die Ausführungen in der Botschaft zum USG vorab auf 
Emissionen, die unmittelbar bei der Quelle entstehen und 
dementsprechend auch mit direkt bei der Quelle anzuset-
zenden Massnahmen reduziert werden sollen 17• 
Den Gedanken, dass durch Massnahmen gemäss 
Art. 12 USG nicht nur unmittelbare, sondern auch mit-
telbare Emissionen (so genannte Sekundäremissionen) 
begrenzt werden können, bringt die Botschaft nicht zum 
Ausdruck. Als mittelbare Emissionen gelten solche, die 
nur im Zusammenhang mit der Benützung einer Anlage 
stehen und nicht unmittelbar auf dem Betriebsareal selber 
entstehen 18• Die Botschaft befasst sich auch nicht mit in-
16 Die Rechtsgrundlagen für die Massnahmen sind vielmehr im USO, 
in den entsprechenden Verordnungen oder etwa in kantonalen Er-
lassen zu finden; vgl. dazu LORETAN (FN 13), Art. 44a N 55. 
17 Die Botschaft verweist als Beispiel für technische Vorkehren (heute 
Art. 12 Abs. l lit. b USO) auf den Einbau von Filteranlagen oder 
«Regelungen für die Konstruktion von Anlagen und Anlageteilen 
zur optimalen Abstimmung von Brenner und Kessel bei Ölfeue-
rungsanlagen». Als mögliche Betriebsvorschriften (heute Art. 12 
Abs. J lit. c USO) nennt die Botschaft neben Bestimmungen über 
Produktionsverfahren auch Betriebsbeschränkungen oder Nacht-
flug- oder Nachtfahrverbote (Botschaft USG [FN 6], 790 f.). 
18 Vgl. etwa ROBERT WOLF, in: Helen Keller, Vereinigung von Um-
weltrecht (Hrsg.), Kommentar zum Umweltschutzgesetz, 2. A., Zü-
rich 2004, Art. 25 N 56; SCHRADEILORETAN (FN 5), Art. 11 N l 7c; 
im Rahmen von Umweltverträglichkeitsberichten bei publikumsin-
tensiven Anlagen wird - als Faustregel - die Untersuchungsgren-
ze dort gezogen, wo die nach Schadstoffemissionen gewichteten 
Verkehrsbelastungsänderungen unter rund 10 % liegen; siehe dazu 
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direkt wirkenden Massnahmen, die das Emissionsverhal-
ten einer Quelle nicht direkt in den Fokus nehmen, son-
dern bloss indirekt steuern. Diese erweiterten Varianten 
der Emissionsbeschränkung gemäss Art. 12 USG finden 
ihren Ursprung in Praxis und Lehre 19. 
Bei der Parkplatzbewirtschaftung und bei der Begren-
zung der Parkplatzzahl im Zusammenhang mit verkehrs-
intensiven Einrichtungen handelt es sich indes genau um 
solche Massnahmen, denen eine indirekte Wirkung zuge-
dacht ist und die eine Beschränkung mittelbarer Emissio-
nen anstreben. 
B. Verkehr bei einer verkehrsintensiven 
Einrichtung als Sekundäremission? 
Die Anordnung von emissionsbegrenzenden Massnah-
men wie etwa Parkplatzbewirtschaftung oder Beschrän-
kung der Parkplatzzahl gegenüber verkehrsintensiven 
Einrichtungen basiert auf folgenden umweltrechtlichen 
Überlegungen: 
1. Verkehrsintensive Einrichtungen als Quelle 
Die vom Kundenverkehr verursachten Emissionen kön-
nen nur dann als mittelbare Emissionen einer verkehrs-
intensiven Einrichtung gelten und entsprechend nach 
Art. 12 USG begrenzt werden, wenn es sich bei der be-
treffenden verkehrsintensiven Einrichtung überhaupt 
um eine «Quelle» im Sinne von Art. 11 Abs. 1 USG han-
delt20. 
Damit eine Anlage in den Geltungsbereich des Emis-
sionsschutzes fällt, muss sie eine «Quelle» im Sinne 
von Art. 11 Abs. 1 USG darstellen, d.h. eine für eine be-
stimmte Einwirkung verantwortliche Anlage im Sinne 
von Art. 7 Abs. 7 USG sein. Auch ein grosses Einkaufs-
zentrum, das sich aus einzelnen Anlagen gemäss Art. 7 
Abs. 7 USG zusammensetzt, fällt nach Lehre und Praxis 
unter die zitierte Bestimmung und wird somit in der Re-
gel als «einheitliche Anlage» im Sinne von Art. 7 Abs. 7 
USG betrachtet21 . 
BGE JA. J 25/2005 (Ikea Spreitenbach) vom 21. September 2005 
E. 8.2. 
19 ScHRADEILoRETAN (FN 5), Art. 11 N 3, l 7b; GRIFFELIRAuscH 
(FN 12), Art. 11 N 7; BGE 125 II 129 E. 8a (Belp). 
10 SCHRADEILORETAN (FN 5), Art. 12 N 30. 
21 BGE 124 II 272 E. 2a (Winterthur-Versicherungen Schlieren); BGE 
13 l II J 03 E. 2.1.2; GRIFFEL/RAUSCH (FN 12), Art. 7 N 25. 
2. Welche Sekundäremission ist 
der Quelle zuzurechnen? 
Entscheidend für die Beantwortung der Frage, für w 
(mittelbaren) Emissionen eine verkehrsintensive A..~ 
überhaupt noch als «Quelle» gelten kann, ist gemäss 
re und Praxis, was alles unter den Betrieb einer A-nt ... 
subsumiert werden kann22 • ..._ 
Die von einer Anlage verursachten Emis ionen -
gemäss ~er Rechtspre~h~ng gesamtha~t z~ betrachte,. 
d.h. es smd «alle Em1ss10nen zu beruck 1. htigen, die 
durch die bestimmungsgemässe Nutzung der Anlage 
ursacht werden»23 . Anlagenbetreibern können damit atJcl 
Emissionen zugerechnet werden, die nicht unbedingt• 
mittelbar auf dem Betriebsareal entstehen, sofern sie· 
direkter Nähe der Anlage und im Zusammenhang mit• 
ren Benützung entstehen24. 
Aufgrund der Berücksichtigung aller Emission~ 
die durch die bestimmungsgemässe Nutzung einer 
Jage entstehen, zieht das Bundesgericht auch die ~ 
den Beschäftigten, Besuchern und Kunden verur aeh 
Verkehrsemissionen in der Umgebung der Anlage» indi 
Betrachtung mit ein25 . Massnahmen, die mit dem 
kehr verbundene Emissionen ven"ingem, gelten de 
ebenfalls als «Massnahmen an der Quelle» im Sinne 
Art. 11 Abs. I USG und werden grundsätzlich als zu! 
erachtet26. 
Damit eine indirekt auf die Emissionssituation ejnWJ-
kende Massnahme als Emissionsbegrenzung im inne\'i'I 
22 BGE 125 II 129 E. 8b (Belp); BGE 124 ll 272 E. 2a. (lfi111i!r,,,,. 
Versicherungen Schlieren); vgl. auch ROBERT WoLF, Führt 
mässige Luftverschmutzung zu Baubeschränkungen und AU~ 
nungen?, in: URP 1991, 69 ff.; DERSELBE (FN 18),Art. 25 N36.I 
23 BGE 131 II 103 E. 2.1.2; BGE 125 11 129 E. 4 (Belp); BG~ 
lb 436 E. 2a/bb (Pra-Machera Crissier); BGE 124 II 272 
u. 3a (Winterthur-Versicherungen Schlieren); OLIVER BUC 
Verschärfung emissionsmindemder Massnahmen im Baubll~
0
, 
gungsverfahren, Baurecht 2008, 156 ff., 157; VGE BL Nr. 8 
353 (Grüssen Pratteln) vom 19. Dezember 2007 E. 9.3. ~ 
24 Vgl. etwa WOLF (FN 18), Art. 25 N 56; CIIRAl)EfLO ·istit 
(FN 5), Art. l l N 17c; im Rahmen von Un11 ehverlr'.iglichk~I 
richten bei publikumsintensiven Anlagen wird - als Faus d 
die Untersuchungsgrenze dort gezogen, wo die nach , cha , r-' 
missionen gewichteten Verkehrsbelastungsänderungen unl~'l'b,J 
10% liegen; siehe dazu BGE lA .125/2005 (lkea Spreite.JJ 
vom 21. September 2005 E. 8.2. oG I 
25 BGE 131 II 103 E. 2.1.2; BGE 125 ll 129 E. 4 (ße/p) ; I\., 
lb 436 E. 2a/bb (Pra-Machera Crissier); BGE 124 U 272
2
~~ I, 
3a (Winterthur-Versicherungen Schlieren); BucHER (FN , 
VGE BL Nr. 81 O 06 353 (Grflssen P/"(//te/11) vom J 9. Df · 
2007 E. 9.3; somit wird ein Verkehrsteilnehmer m1tgrun 11~ 
allfälligen Fahrziels (umweltrechtlich relevante Anlage) z 
ressaten der betreffenden umweltrechtlichen Vorschrift. 
1 
I 
26 EICHBAUM (FN 1), 65; ScHRADEILüRETAN (FN 5), Art. 1 
BGE 125 II 129 E. 8b (Belp). 
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iz,Abs. I US~ in_Frage kom~t, verlangt d~s Bun-
·cbt einen hmre1chenden direkten, funkt1onellen 
rJ uenhang zwischen den erfassten Sekundäremissio-
J#S~~m Betrieb der Anlage und den fraglichen Massnah-
""'.i. Liegt folglich nur ein relativ weiter Zusammenhang 
'wet'den mittelbare Emissionen nicht erfasst28 . 
Oie Zurechnung von Se~undäremiss~one~ zu einer 
lte lässt sich nur rechtfertigen, wenn sie mit dem ver-
:iungsrechtliche~ ~törerpri?zip. in Ei~kl_a~g steht29. 
dem Störerpnnz1p darf steh eme poltze1hche Mass-
_.Jime nur gegen den unmittelbaren Störer bzw. Verur-
er des polizeiwidrigen Zustandes richten. Unter-
g;hicden wird nach verwaltungsrechtlicher Terminologie 
rriSchen dem Verhaltensstörer, dem Zustandsstörer und 
eo zweckveranlasser30. Es liegt vorliegend am nächs-
ien. die verkehrsintensive Einrichtung verwaltungs-
t«htlich als Störer im Sinne eines Zweckveranlassers 
JU qualifizieren31. Als Zweckveranlasser gilt, wer durch 
Irin Tun oder Unterlassen bewirkt oder bewusst in Kauf 
aimmr dass ein anderer die Polizeigüter stört oder gefähr-
«ri. Dem Störerbe griff fehlt es allerdings an genügender 
Schärfe, um in der Frage, welche Emissionen einer ver-
kehr inten iven Anlage tatsächlich zugerechnet werden 
dOrfen, für zusätzliche Erkenntnisse zu sorgen. 
Zuordnung der in Frage stehenden 
Massnahmen 
Die vorliegend diskutierten, im Zusammenhang mit ver-
kehr intensiven Einrichtungen angeordneten indirek-
ren Massnahmen wurden - wie erwähnt - erst durch die 
Rtth1 prechung unter den Begriff der «Bau- und Ausrüs-
tung vorschrifl'en» im Sinne von Art. 12 Abs. 1 lit. b bzw. 
~~«Betriebsvorschrift» im Sinne von Art. 12 Abs. 1 lit. c 
SG subsumiert: 
~ge 125 l l 129 E. Sb (Belp); vgl. auch YGE B L I r. 810 06 353 
zo'1JSe.n P1"(1Ue/J~ vom 19yezembcr ~007 E. ?.3. 
so ~: 1_t '.l we1 ~ diesbeztlg llch darnuflun, du s 11n Rnl1111en dervor-
Mll!hdicn E1111 s1onsbegrenzung gemä Art. l l Ab • 2 U G der 
~ ~s tab on den funktionellen Zusammenhang . trehger ist a l im 
Qr, tneu de1· E111i sionsbegrenzung gemäss Art. 11 Abs. 3 U G 
1 , I\ MEtqF 12], 3 12). 
• U 11\Aol!fL 0 1tETAN (FN 5), Art . 11 N J . 
v~~tc11 HArELIN/Gi., R<, Müt.L ·R/F1,.ux U1 lt.M AN , Allgemeine ~ Yg~vn1t1111gsreeht , 6. A., Zürich 20 l O Rz. 2488 IT. 
lPl·-.i}GE 125 lJ 129 E. Ra (Belp), lfÄH,I.INI M 0 1_LERI U11t.MI\NN 
l~sc O~, Rz. 2497 ff.· MRAl)c!L OR · l'/\N ((FN ], Arl. 11 N 18) 
~ fcs, ." sich bezüg lich anwendbarem St rerbegri!T hingegen nicht 
~t
1
~1nhabcr eines Restaurationsbctriebs, w •nn se ine Gli le aus-
n1111~ des Wirts hauses die achtruhe beeintr,1ch1igcn Urteil des 
\ csgcrichts, ZBI 76 [1975] 162 ff. , 165). 
Die Parkraumbeschränkung eines Einkaufszentrums33 
wird als Vorschrift gemäss lit. b und lit. c qualifiziert, 
wobei die genaue Zuordnung bislang offen gelassen 
wurde34. 
Fahrten- und Fahrleistungsmodelle sowie die Ein-
richtung eines Hauslieferdienstes35 werden dagegen 
als Betriebsvorschrift im Sinne von lit. c eingestuft36 . 
Desgleichen wird auch die Pflicht zur Bewirtschaftung 
von Besucher- oder Kundenparkplätzen publikumsin-
tensiver Einkaufszentren als Betriebsvorschrift im 
Sinne von lit. c gewertet37 . 
IV. Anforderungen an umweltrechtliche 
Massnahmen 
A. Umweltrechtliche Anforderungen 
Massnahmen gegen Sekundäremissionen, die auf Art. 12 
Abs. 1 lit. b und c USG gestützt werden, müssen einen 
Beitrag zur Emissionsbegrenzung leisten38. Den Behör-
den obliegt dafür die Beweislast und sie haben die ent-
sprechende Pflicht, bei Massnahmenplänen die Wirksam-
keit der Massnahmen zu überprüfen39. 
Auch wenn bei mittelbaren Emissionen die Wirkung 
einer emissionsbeschränkenden Massnahme nur sehr 
schwierig festzustellen ist, hat die anordnende Behörde 
den entsprechenden Beitrag zur Emissionsbeschränkung 
nachzuweisen. 
Werden Art. 11 und 12 USG gestützt auf ihren Wort-
laut betrachtet, so ist davon auszugehen, dass eine Mass-
nahme bereits dann als emissionsbegrenzend eingestuft 
werden kann, wenn sie zu einer tatsächlichen Emissions-
beschränkung einer einzelnen Anlage («Quelle») führt. 
Art. 11 Abs. 2 USG stellt an die entsprechenden Mass-
nahmen überdies die Anforderung der wirtschaftlichen 
Tragbarkeit. Diese weist eine enge Beziehung zum Ver-
33 BGE 120 lb 436 E. 3a (Pra-Machera Crissier). 
34 ScHRAoEILoRETAN (FN 5), Art. 12 N 2 la; ZüRCHER (FN 12), 310, 
spricht sich für eine Subsumtion der Parkraumbeschränkung unter 
lit. b aus. 
35 BGE JA.125/2005 (lkea Spreitenbach) vom 21. September 2005 
E. 11.4. 
36 GRIFFEL/RAUSCH (FN 12), Art. 12 N 8. 
37 BGE lC 412/2008 (Bauarena Volketswil) vom 24. März 2009 
E. 3.3; BGE 125 II 129 E. 8b (Belp); anders noch BGE 123 II 337 
E. 7b (Richti Wallisellen) betreffend Parkplätze eines Verwaltungs-
komplexes. 
38 SCHRADEILORETAN (FN 5), Art. 12 N 19, 30; ZüRCHER (FN 12), 
312; GRIFFELIRAuscH (FN 12), Art. 12 N 10; BGE JC_412/2008 
(Bauarena Vo/ketswil) vom 24. März 2009 E. 3.3 . 
39 Art . 33 Abs. 3 LRV. 
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hältnismässigkeitsprinzip auf, ohne mit diesem deckungs-
gleich zu sein40. Die wirtschaftliche Tragbarkeit ist als 
Konkretisierung der Zumutbarkeit (Verhältnismässigkeit 
im engeren Sinn) zu verstehen41. 
Auch die verschärften Emissionsbegrenzungen im 
Sinne von Art. 11 Abs. 3 USG unterstehen dem Verhält-
nismässigkeitsprinzip. Obwohl verschärfte Massnahmen 
zur Emissionsbegrenzungen unabhängig von der wirt-
schaftlichen Tragbarkeit angeordnet werden können, 
muss zwischen dem angestrebten Ziel und der Schwere 
des Eingriffs ein angemessenes Verhältnis bestehen. Die 
finanzielen Konsequenzen des Eingriffs sind mitzube-
rücksichtigen42. 
Darüber hinaus hat sich das Anordnen einer umwelt-
rechtlichen Massnahme -wie das gesamte Verwaltungs-
handeln -zusätzlich auch am öffentlichen Interesse 
messen zu lassen43. So muss im Rahmen der Verhältnis-
mässigkeitsprüfung der Blick geöffnet und die Frage ge-
stelt werden, ob das hinter Art. 11 und 12 USG stehende 
Interesse, nämlich der umfassende Schutz der natürlichen 
Umwelt (vgl. Art. 74 BV), erreicht werden kann. Dies 
wird unter Ziffer IV.B.2.c ausgeführt. 
B. Grundrechtliche Anforderungen 
1. Vorliegend relevante Grundrechte 
In der Regel werden durch die vorliegend zur Diskussion 
stehenden Massnahmen die Wirtschaftsfreiheit44, die Ei-
gentumsgarantie45 und die Rechtsgleichheit46 der Anla-
geninhaber eingeschränkt47. 
2. Eingrifsvoraussetzungen gemäss Art. 36 BV 
Die in Grundrechte eingreifenden Massnahmen müssen 
den Voraussetzungen von Art. 36 BV genügen. Zu prü-
fen ist, ob eine genügende gesetzliche Grundlage vorliegt, 
der Eingriff im öffentlichen Interesse liegt und ob das 
Verhältnismässigkeitsprinzip gewahrt ist. Im Rahmen der 
Verhältnismässigkeitsprüfung müssen die Eignung, die 
40 ScHRADE/LoRETAN (FN 5), N 35 zu Art. 11; Zürcher (FN 12), 175. 
4' ScHRADE/LoRETAN (FN 5), N 35 zu Art. 11; BGE 127 II 306 E. 8. 
" Vgl. BGE 125 I 129 E. 9d; BGE 126 I 522 E. 22b; BGE 127 I 
306 E. 8; BEATRICE WAGNER PFEIFER, Umweltrecht -Besondere 
Regelungsbereiche, Zürich/St. Galen 2013, Rz. 1694. 
43 HÄFELJN/MOLLERIUHLMANN (FN 30), Rz. 363 f. 
44 Art. 27 BV. 
45 Art. 26 BV. 
46 Art. 8 Abs. 1 BV. 
47 RucH (FN 4), Nr. 196 f.; ALAIN GRIFFEL, Rechtsfragen im Zu-
sammenhang mit dem Abbau überzähliger Parkplätze bei bestehen-
den privaten Parkierungsanlagen, URP 2009, 1 f., 15 f. 
Erforderlichkeit und die Zumutbarkeit kumulati 
sein. Schliesslich ~uss der Kerngehalt des je:ei 
Grundrechts respektiert werden48. 
a. Gesetzliche Grundlage 
Art. 12 USG dient für die in Frage stehenden Mas 
men grundsätzlich als genügende gesetzliche Grund 
sofern ein tatsächlicher Beitrag zur Emissionsbesc 
kung geleistet wird. 
b. Öfentliches Interesse 
Der Schutz der Umwelt wird in_Art. 7~ ~V a.~1sdrt1cklidi 
als Staatsaufgabe verankert und 1st damit 1mphzit auc~• 
öffentliches Interesse zu verstehen. Der Umweltbelrif 
von Art. 74 BV bezieht sich auf die natürliche Uti 
des Menschen49. Das Bundesgericht räumt in seirm Pit, 
xis dem Interesse am Umweltschutz einen be ondßß bo, 
hen Stelenwert ein50. 
c. Verhältnismässigkeit 
aa. Eignung 
Ein zentrales Element des Verhältnismä sigkeitspr.ilZlpl 
ist, dass eine Massnahme geeignet ist, um das anges. 
Ziel im öffentlichen Interesse -vorliegend die Emissiom, 
begrenzung -zu erreichen. Die Massnahme hat mit am• 
ren Worten zwecktauglich zu sein51. Ist eine Massnahlt 
nutzlos, schiesst sie am Ziel vorbei oder ist sie gar kot 
traproduktiv, so kommt sie mangels Tauglichkeit nichlil 
Betracht52. Je weniger präzise das Ziel erreicht \!ietdo 
kann, desto weniger ist die Eignung der Mas nabme f' 
geben53. Es reicht aber nach der Rechtsprechung de$ "But 
desgerichts in der Regel für das Vorliegen der Eignlll 
bereits aus, wenn eine Massnahme ein tendenziel tnusfi' 
ches Mitel darstelt54. 
Die Eignung, d.h. die Wirksamkeit einer um weit 
liehen Massnahme, muss in Bezug auf die Verwirkliehlli 
eines räumlich weit gefassten öffentlichen fntere,sscs: 
Umweltschutz geprüft werden. Die Frage nach der 
48 Vgl. etwa BGE 125 II 129 E. 8 (Belp). 
49 Diese umfasst die Tiere und Pflanzen sowie deren Lcbensg hll' 
schaften, die Luft, den Boden, das Wasser, das Klima und ~~ 
lieh auch die Lebensräume als Beziehungssysteme der er1;,b!f· 
Elemente (RETO MORELL, in: Bernhard Ehrenzeler et. al. zori' 
Die Schweizerische Bundesverfassung -Kommentar, 2. A 
St. Gale 2008, Art. 74 Rz. 4, 7). 
50 GRIFFEL (FN 47), 8. 
51 HÄFELIN/MüLLER/UHLMANN (FN 30), Rz. 587 f. 
52 ZüRCHER(FN12),238. ~/ 
53 MARKUS ScHEFER, Die Beeinträchtigung von GrnndrechlG 
Dogmatik von Art. 36 BV, Bern 2006, 83. 
54 BGE 1091a 33 E. 4c. 
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n,uss hi~r.also -~aute?: Erscheint die Massnahme-:-in 
anzhe1tl1ch-raumhchen Betrachtung -tendenziel 
g tiches Mitel, um das Ziel des Umweltschutzes zu lll8 'tklichen? . . . . . fObrl eine Massnahme m emer ganzheithch-raum-
~ Betrachtung -etwa aufgrund von Suchverkehr, 
Jcs!8U oder Ausweichfahrten -nicht zu einer Emis-
pa beschränkung oder gar zu einer Erhöhung der Emis-
~11 so kann sie nicht als geeignet gelten. Dies gilt !:o1i1 im Rahmen einer Prüfung der Grundrechtsschran-
1,111elsiauch i~ Zusammenhang mit der Beurteilung einer 
,t!Jflnismäss1gen Anwendung von Art. 11 und 12 USG. 
». Erforderlichkeit 
~ zweite Element des Verhältnismässigkeitsprinzips, 
6t ~/iforderlichkeil, setzt voraus, dass keine gleich ge-
agnetcc Massnahme zur Zielerreichung zur Verfügung 
trJit, die milder bzw. schonender ist55. Zur Einhaltung 
lies <<Übermassverbot s» ist damit immer zu prüfen, ob 
aieht mildere, gleich geeignete Massnahmen zur Zieler-
wichung zur Verfügung stehen. 
er. Verhältnismässigkeit im engeren Sinne 
Das drite Element des Verhältnismässigkeitsgrundsat-
its,die Verhältnismässigkeit im engeren Sinne bzw. Zu-
fllbarkeil, setzt voraus, dass bei einer Anordnung das 
' rfolgte Ziel und der Eingriff in einem vernünftigen 
Vtliältui zueinander stehen. Nur dann kann eine Mass-
lahme für den Privaten als zumutbar bezeichnet werden. 
~ das öfentliche Interesse an einer Massnahme nur ge-
lUJg. aber die Auswirkungen auf den betroffenen Privaten 
lnnssiv ist von der Massnahme abzusehen56. 
, _ee!refend Art. 11 Abs. 2 USG ist zentral, dass das 
Kritcnt11n der wirtschaftlichen Tragbarkeit den verfas-
lU!Jgsrnä sigen Grundsatz der Verhältnismässigkeit nicht 1C!'drängti1. 
P. Atch im Rahmen von Art. 11 Abs. 3 USG kommt das 
~:11.Zip d r Verhältnismäs igke'it obwohl hier grundsätz-
/ Massnahmen unabhängig von ihrer wirtschaftlichen 
Uinutbark.eit angeordnet  werden können58, uneinge-
;~EL1t'!IMOr.LER/UMtMAN (F1 30), Rz. 591; ZüRCHER (FN 12), 
li\; :Vm.F (FN 22), 79. ß:i El._h /M ou.ER/LiMl . M/\NN (FN 30), Rz. 613 f. 
ausss e,1_~ ~a s11al_1me al wil'l chafdich tragbar gilt, schliesst nicht 
(l~ dass sie flr e111en Be1rofTe'.1en 1m k~nkrete~ F~l .aus andere_n 
lpi ~dc'.1 unzumutbar und dnm11 Lmverhaltmsmass1g 1st. Als Be1-
~n ~ IVI'~ ~11gefilhr1, dass persönliche Umstände wie Krankheit b.:/1\•alicln!l eines Betriebsinhabers die Beurteilung der Zumut-N ,t' beeinflussen können ÜRTFFELIRAuscH [FN 12], Art. 11 
~ .J. Qh~l!_l25 I 129 E. 9d (ßelp). Da das Kriterium der wirtschaftli-
n Zi1n1utbarkei1 bei vcrsch!irtlen Emissionsbegrenzungen nach 
schränkt zur Anwendung. Denn die gesetzliche Konkre-
tisierung der Verhältnismässigkeit deckt nicht zwingend 
sämtliche Teilaspekte dieses verfassungsmässigen Grund-
satzes ab. 
Der Grad der Wirksamkeit ist bei der Beurteilung der 
Verhältnismässigkeit im engeren Sinne von besonderer 
Relevanz: Erreicht eine Massnahme nur geringe Wirkung, 
so darf auch der Eingriff in das betroffene Grundrecht des 
Anlagebetreibers nur von geringer Intensität sein59. Der 
Grad der Wirksamkeit muss daher von der anordnenden 
Behörde nachgewiesen werden können, denn nur so kann 
unter dem Titel der Zumutbarkeit eine sinnvole Güterab-
wägung vorgenommen werden. 
3. Rechtsgleichheit, Lastengleichheit und 
Gleichbehandlung direkter Konkurrenten 
Art. 8 Abs. 1 BV enthält das Gleichbehandlungsgebot. 
Demnach ist Gleiches nach Massgabe seiner Gleichheit 
gleich und Ungleiches nach Massgabe seiner Ungleich-
heit ungleich zu behandeln60. Eine Ungleichbehandlung 
ist jedoch zulässig, wenn dafür ein sachlicher und ver-
nünftiger Grund besteht61. 
Im Zusammenhang mit Bauten und Anlagen in luft-
hygienischen Belastungsgebieten hat das Bundesgericht 
aus dem Gleichbehandlungsgebot den Grundsatz der 
Lastengleichheit entwickelt62. Diese Pflicht zur Gleich-
behandlung fliesst ausserhalb des Anwendungsbereichs 
eines Massnahmenplans auch aus der Wirtschaftsfreiheit 
(Art. 27 BV), wonach direkte Konkurrenten Anspruch auf 
Gleichbehandlung haben. Angehörige der gleichen Bran-
che, die sich mit dem gleichen Angebot an das gleiche Pu-
blikum richten, um damit das gleiche Bedürfnis zu befrie-
digen, dürfen demnach durch Massnahmen der Behörden 
nicht am Wetbewerb untereinander gehindert werden63. 
Abs. 3 nicht mehr gilt, verschiebt sich der Beurteilungsmassstab 
aber insofern, als auch noch stärker eingreifende Massnahmen als 
verhältnismässig gelten können (GRJFFEL!RAuscH [FN 12], Art. 11 
N 13, 25). 
59 So etwa BGE 109 1a 33 E. 4c. Vgl. betreffend das Verhältnis zwi-
schen Wirkung und Eingriff auch die Rechtsprechung des Bundes-
gerichts betreffend Lärmemissionen, wonach in Fälen, in welchen 
die Planungswerte nach Art. 25 Abs. 1 USG eingehalten wurden, 
zusätzliche Massnahmen nach Art. 11 Abs. 2 USG grundsätzlich 
nur dann als wirtschaftlich tragbar gelten, «wenn mit relativ gerin-
gem Aufwand eine wesentliche zusätzliche Reduktion der Emissio-
nen erreicht werden kann» (BGE 124 II 517 E. Sa). 
60 ULRICH HÄFELIN/W ALTER HALLERIHELEN KELLER, Schweizeri-
sches Bundesstaatsrecht, 7. A., Zürich 2008, Rz. 752. 
61 HÄFELIN/HALLERIKELLER (FN 60), Rz. 756. 
62 BGE 118 Ib 26 E. Sd. 
63 BGE 125 I 431 E. 4b/aa. 
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V. Praxis der Behörden und Gerichte 
betreffend verkehrsintensive Einrich-
tungen 
A. Darstellung der Praxis 
Die Praxis der Behörden im Zusammenhang mit der An-
ordnung umweltrechtlicher Massnahmen bei verkehrsin-
tensiven Einrichtungen lässt sich wie folgt nachzeichnen 
und beurteilen. 
1. Im Bereich der umweltrechtlichen 
Anforderungen 
Für Massnahmen gestützt auf Art. 12 USG wird auch von 
der Praxis ein Beitrag an die Emissionsbeschränkung 
vorausgesetzt64 . Die Praxis sieht allerdings das Ziel der 
Massnahme bis heute mehrheitlich bereits als erfüllt, 
wenn sie ein Reaktionsverhalten der Verkehrsteilnehmer 
bewirkt. Mit anderen Worten richtet die Praxis bis heu-
te ihren Fokus vorwiegend auf die Kausalität zwischen 
der umweltrechtlichen Massnahme und der Lenkung des 
Verkehrs. Von der Lenkungswirkung einer Massnahme 
mit Bezug auf den Verkehr (vorliegend auf den Einkaufs-
verkehr) wird dann anhand einer Vermutung auf eine ent-
sprechende Emissionsbeschränkung geschlossen65 . 
Daraus folgt, dass die Behörden einen Zusammen-
hang zwischen verkehrsbezogener Lenkungswirkung 
und Emissionsreduktion vermuten, auch wenn dieser 
hinsichtlich einer konkreten Anlage nicht bewiesen ist. 
Die verkehrsbezogene Lenkungswirkung wird damit in 
der Praxis häufig dem gesetzlich geforderten Beitrag zur 
Emissionsreduktion gleichgesetzt. 
Das Bundesgericht verweist in einem Entscheid aus 
dem Jahr 2008 auf den Grundsatz, wonach unter Art. 12 
USG nur Massnahmen fallen können, die tatsächlich ge-
eignet sind, die Emissionen einer bestimmten Anlage zu 
begrenzen66 . Daraus folgt, die Parkplatzgebühren seien 
so auszugestalten, dass sie zur Emissionsreduktion beitra-
gen. In diesem Zusammenhang spricht das Bundesgericht 
davon, die Gebühren müssten «lenkungswirksam» sein. 
Bei der Beurteilung der «Lenkungswirksamkeit» stützt es 
sich sodann jedoch auf eine mittlerweile umstrittene SVI-
64 BGE 1 C_ 412/2008 (Bauarena Volketswil) vom 24. März 2009 
E. 3.3 .; SCHRADEILORETAN (FN 5), Art. 12 N 19, 30; ZüRCHER 
(FN 12), 312; ÜRIFFEL/RAuscH (FN 12), Art. 12 N 10. 
65 Vgl. z.B. BGE lC_ 412/2008 (Bauarena Volketswil) vom 24. März 
2009 E. 3. l , 3.3; Entscheid des Verwaltungsgerichts Zürich vom 
7. November 2007 (VB.2007.00091) E. 3.2.1; VGE BL Nr. 810 06 
353 (Grüssen Pratteln) vom 19. Dezember 2007 E. 9.2. 
66 BGE IC_4l2/2008 . 
Studie aus dem Jahr 2002 ab, die sich mit der für ej 
aktionsverhalten» der Verkehrsteilnehmer notwei~d~ 
Gebührenhöhe befasst67• Das Bundesgericht ch li ~ 
raus verschiedentlich auf die Zulässigkeit einer n 
chenden umweltrechtlichen Massnahme68 . 
2. Im Bereich der grundrechtlichen 
Anforderungen 
a. Verhältnismässigkeit des Grundrechtseingriffs 
Gemäss Bundesgericht steht das öffentliche lnteressc,a 
der vorliegend relevanten Grundrechtsbeschränkung,dJi. 
namentlich der Wirtschaftsfreiheit und der Eigentu 
rantie, nicht in Frage69 . Es besteht ein öffentliches lnt~ 
se, mit entsprechenden Massnahmen allfällige Emissio, 
nen einer Anlage zu beschränken. Es stellt sichjedochdle 
Frage, ob eine unkoordinierte, nur im Einzelfall angeord, 
nete Massnahme einem öffentlichen Interesse entspriclt 
Das Bundesgericht gelangt in BGE 125 II 129 Z\111 
Schluss, dass auch an einer lokal wirksamen Ma nahmt 
nach Art. 12 USG grundsätzlich ein öffentliches lnte 
bestehe 7°. Das Bundesgericht schliesst denn auch aus 
nen Erwägungen (E. 9) ohne weitere Au ·führungen, da. 
·n Bei einer isolierten Einführung sei der Umstei-
~t ~om motorisierten Individualverkehr auf den öf-
li~ten Verkehr hing~g~n ~ering und die g~wünschte 
Da bleibe aus
72
• Die 1soherte Erhebung emer Park-
fjrkU "' ...hQbr von 2 Franken führe vielmehr zu Suchfahrten und 
r ·ner Abwanderung zur Konkurrenz im nahe gelege-
,» tl , • C. 73 
iientuideren Emkau1szentrum . 
i,. 
Rechtsgleichheit 
fjne parkplatzbewirt chaftung führt gemäss Praxis der 
Gerichte nicht in jedem Fall zu einer unzulässigen Wett-
1,eWetb :verzerrung. Eine Lenkungswirkung, die das be-
adJeude Kundenpotenzial jedoch in erheblichem Umfang 
111randere Anbieter verlagern würde, liesse sich mit dem 
Gkicbbehandlung g bot nicht vereinbaren 74. Gemäss Ur-
.il des Verwaltungsgerichts St. Gallen widerspricht es 
tm aus der Wirtschaftsfreiheit abgeleiteten Grundsatz 
der GleichbehandlLmg direkter Konkurrenten, Emissions-
llZLlllgsma nahmen allein bei neuen Anlage anzu-
ordnen und bestehende davon auszunehmen75 • 
die Massnahme auf einer gesetzlichen Grundlage beruhe. 1. 
Beurteilung der Praxis 
Rechtsanwendung 
im überwiegenden öffentlichen Interesse stehe und va,. 
l 
hältnismässig sei, womit auch ein Eingriff in die Wirt-
schaftsfreiheit gerechtfertigt sei. 
Im Bereich der umweltrechtlichen 
Anforderungen 
Doppelte Kausalität Hingegen führt das Bundesgericht in einem neuel\'J 00. 
Entscheid71 aus, die Lenkungswirkung einer Ma - Di1s Bundesgericht stellte an Gebühren im Zusammen-
me sei in Frage gestellt, falls ausschliesslich einem lila- ~g mit der Parkplatzbewirtschaftung wie hiervor an-
zukommenden zweiten Anbieter die Pflicht auf-erl4' ~filhrt die Anforderung der «Lenkungswirksamkeit». 
wird, von seinen Kunden Parkgebühren zu erheben, Di Gcmäs erwähnter SVI-Studie aus dem Jahr 2002 können 
Gleichbehandlung der Konkurrenten steht gemäss ßllll" Gebühren in einer gewissen Höhe das Verhalten der Ver-
desgericht in einem direkten Zusammenhang mit deJll·ct, le.hrsteilnehmer beeinflussen, d.h. «lenkungswirksam» 
fordemis der Lenkungswirksamkeit. Das Bu nde~gen der ioi6• Das Bundesgericht schloss daraus regelmässig 
schliesst sich im konkreten Fall der Argumentation : die Zulässigkeit einer konkreten umweltrechtlichen 
Vorinstanz an. Demnach trete di~ von höhere~ G~~lu: ~nahme gemäss Art. 12 USG, obwohl sich aus der 
erwartete Redukt~on __ der Fahrleistung nur b~I einet Ullf ~te nicht ableiten lässt, dass eine bestimmte verkehrs-
chendeckenden Emfuhrung der Parkplatzbewirl ~hafihd ltcst~nde Massnahme geei~net ist, die Emissionen einer 
bei publikumswirksamen Einrichtungen im gewünse 
1 
1n111 ten Anlage tatsächlich zu begrenzen. 
67 Metron Verkehrsplanung und Ingenieurbüro AG/Neosys /1.r 
schule Rapperswil, Parkplatzbewirtschaftung bei «Pubh ~ 
tensiven Einrichtungen» - Ausv:-irkungsanalyse,. Ei?g. i~/~ 
ment für Umwelt, Verkehr, Energte und Kommurnkatton ( ~ullflf 
Bundesamt für Strassen (Hrsg.), Januar 2002, Forschungs 
SV! 49/00, Studie SVI 2002, Ziffer 6.2.7.1. OS , 
68 BGE I A.125/2005 vom 21. September 2005 ; I C.4 12J20 
24. März 2009 E. 3.3. 
69 BGE 12511129 E. 9a (Belp). 
10 BGE 125 II 129 E. 9c (Belp). 
71 BGE 1C_463/2011. 
E 3.4.2. 
,3.43 
nor: i ·. 46 
V() _ 3/2011 vom 30.Augu t 20 12 E. 3.4.3; Urteil de Yer-
l!a lung gcrichts 1. Gallen vom 26. Augu t 2003. 29 f. rtc 'J 
12 ~ ~o Verwaltungsgerichts t. Gii llen (B 20 11 /145) vom o-' Pri l 2012 E. 2.4.2. 
\~/ Ergebnisse der StLrdie sind inzwischen allerding um tl"illen : 
knO~FANO ·r LZLE., Gula hte1  «PnrkgebOhren bei Publikumsin-
1,0 srvcn · inrichtungen - Ana lyse der Methodik und Belastbarkeit 
J '
1 
iwcj A TRA/ VI- tudieM t. Gallen 2009· vgl. auch BG E 
-463/20 11 vom 30. August 20 12 E. 3.4.3 IT. 
Das gesetzliche Ziel einer Massnahme nach Art. 12 
USG ist jedoch ausdrücklich die Emissionsreduktion. 
Dass eine bestimmte Massnahme zu einer tatsächlichen 
Emissionsreduktion führt, bedarf eines entsprechenden 
Beweises. Die emissionsbegrenzende Wirkung lässt sich 
nicht einfach vermuten ~nd kann auch nicht einfach aus 
der angenommenen verkehrsbeeinflussenden Wirkung, 
der «Lenkungswirksamkeit» einer Massnahme, abgeleitet 
werden. 
Die vorliegend in Frage stehenden indirekten Mass-
nahmen zielen nicht unmittelbar auf die Emission, müs-
sen aber im Ergebnis die Emissionen bei der Quelle 
dennoch reduzieren. Ihre Wirkungsweise ist also indi-
rekt, man könnte auch von einer «doppelten Kausalität» 
sprechen: Erstens muss die ergriffene Massnahme die 
Verkehrsteilnehmenden in ihrem Verhalten beeinflussen 
( erster Kausalitätsschritt). Zweitens muss als Konsequenz 
des veränderten Verkehrsverhaltens auch tatsächlich eine 
Emissionsbegrenzung gemäss Art. 12 USG erfolgen 
(zweiter Kausalitätsschritt)77 . 
Eine Emissionsbegrenzung, wie sie aufgrund von 
Art. 12 USG explizit verlangt wird, lässt sich somit nicht 
einfach aus dem Vorliegen von «Reaktionsverhalten» des 
Kundenverkehrs als Folge einer Gebührenerhebung ablei-
ten. Vielmehr müssen die Massnahmen aus der Sicht des 
Umweltrechts tatsächlich geeignet sein, die Emissionen 
einer bestimmten Anlage zu begrenzen 78. Der zweite Kau-
salitätsschritt lässt sich nicht zwingend aus dem ersten ab-
leiten 79. 
Dass verkehrslenkende Massnahmen allenfalls Stau-, 
Such- und Ausweichverkehr als Nebeneffekt verursachen, 
bestätigte das Bundesgericht verschiedentlich80• Durch 
Parkraumbeschränkung bzw. -bewirtschaftung verursach-
77 Vgl. dazu etwa die komplexe Wirksamkei tsanalyse mit «Zwischen-
stufen» bei der Reduktion der Emissionen durch die Einführung 
von Tempolimiten in WERNER BussMANNIULRICH KLöTJIPETER 
KNOEPFEL, Einführung in die Politikevaluation, Basel 1997, 53. 
78 Etwas ungenau sind hier auch Ü RIFFEL/RAuscH, die von einer 
Verpflichtung der Kantone sprechen, Regelungen zur Parkraumbe-
schränkung oder andere geeignete Massnahmen zur unmittelbaren 
oder mittelbaren Begrenzung der Fahrtenzahlen zu erlassen (ÜRIF-
FELIRA USCH [FN 12], Art. 12N 12). 
79 Die betreffende SVI-Studie befasst sich zwar auch mit der Frage, 
welche Auswirkungen das Reaktionsverhalten effektiv auf die 
Luftschadstoffbelastung hat und geht dabei davon aus, dass die 
verkehrslenkenden Massnahmen zu Schadstoffreduktionen führen. 
Die dabei vorgenommene Schätzung basiert jedoch auf der Grund-
annahme einer gesamtschweizerischen Parkplatzbewirtschaf-
tung. Dass eine bestimmte verkehrslenkende Massnahme - wie es 
Art . 12 USG verlangt- geeignet ist, die Emissionen einer bestimm-
ten Anlage zu begrenzen, lässt sich aus der vom Bundesgericht re-
gelmässig zitierten Studie hingegen nicht ableiten. 
so Vgl. BGE I C_ 463/2011 vom 30. August 2012 E. 3 .4.3. 
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ter Stau-und Suchverkehr muss als Sekundäremissionen 
der betroffenen Quele qualifiziert und einer betreffenden 
Anlage zugerechnet werden. Massnahmen, die zwar das 
Verhalten von Adressaten ändern, aber dadurch nicht die 
beabsichtigte Wirkung haben, erfülen die Anforderungen 
von Art. 12 USG nicht81. 
bb. Tendenziele Tauglichkeit 
Zumindest die kantonale Rechtsprechung geht gelegent-
lich davon aus, dass im Rahmen der umweltrechtlichen 
Prüfung der Parkraumbewirtschaftungspflicht bereits ein 
«tendenzieles» Umsteigen auf ein anderes Verkehrsmit-
tel für die Bejahung einer Massnahme nach Art. 12 USG 
ausreicht82. Art. 12 USG verlangt jedoch ausdrücklich 
einen tatsächlichen Beitrag zur Emissionsbeschränkung. 
Die tendenziele Tauglichkeit mag nach Auffassung des 
Bundesgerichts zwar den Anforderungen des Verhältnis-
mässigkeitsprinzips als Voraussetzung einer Grundrechts-
einschränkung genügen. Sie entspricht jedoch nicht den 
strengen Anforderungen der gesetzlichen Grundlage von 
Art. 12 USG, wonach für eine entsprechende Massnahme 
ein Beitrag zur Emissionsbeschränkung an der Quele ge-
fordert wird. 
cc. Nicht hinreichende Lenkungswirksamkeit 
Problematisch erscheint im Weiteren die aktuele Recht-
sprechung des Verwaltungsgerichts des Kantons St. Gal-
len sowie die bereits etwas ältere Rechtsprechung des 
Verwaltungsgerichts des Kantons Zürich zur Frage der 
Zulässigkeit nicht hinreichend lenkungswirksamer Mass-
nahmen83. Die erwähnten kantonalen Verwaltungsgerich-
81 ÄNDRE PORCHET/RUDOLF ZUMBÜHL, Luftreinhalteverordnung: 
Was haben die Massnahmenpläne der Kantone im Verkehrsbe-
reich  gebracht?, in: Thomas Bicger/Chrislian Lae ·. er/Rico Maggi 
(Hrsg.): Schweizerische  Verkehr wirtschaft, Jahrbuch 2004/2005, 
St. Galen 2005, 273 fT., 2 0; Z üR HER (FN 12 297.  A.M. of-
fenbar ÜRIFFEL,der ausführt, es stehe «ausser Zweifel», dass man 
mit einer Parkraumbeschränkung den Zielen der Umweltschutz-
gesetzgebung ein tück näher kommt (GRIFFEL [FN 47], 9). Auch 
LORETAN (FN 13, Art. 44a  N 29 f.) löst die Frage nach dem  Eig-
nungsnachweis nicht. Er weist zwnr au f  die Uns ic herheiten  der 
Quelen-und Wirkungsanalyse hin und bestätig t, das ich die Wir-
kung vor ale m im Be re ic h  der  Verkehr, bceinflu ung individuel 
nicht quantifizie re n lisst. Die Feststelung, dass deren «Beitrag im 
Rahmen eines Massnuhmenpaketes offcnsichUich we entlieh» ei 
und deshalb die genannten Schwierigkeiten die Zulässigkeit dieser 
Massnahmen als Element der Massnahmenplanung keineswegs 
ausschliessen, wird der Problemstelung jedoch nicht gerecht. 
82 VGE BL Nr. 810 06 353 (Grüssen Prateln) vom 19. Dezember 
2007 E. 9.3; vgl. aber auch BGE 125 II 129 E. 8b (Belp}. 
83 Urteil des Verwaltungsgerichts St. Galen vom 12. April 2012 
(B 2011/145) E. 2.4.2 f.; Urteil des Verwaltungsgerichts Zürich 
vom 7. November 2007 (VB.2007 .00091). 
te erklären auch «nicht hinreichend lenkungswirks 
Massnahmen, d.h. angeblich zu tiefe Parkiergeb~\~ 
als zulässige Instrumente im Rahmen von Art. 12 US 
Demgemäss dürfen Baubehörden im Rahmen ihres Er. 
messensspielraums und unter dem Blickwinkel de~ 4 stengleichheit berücksichtigen, dass in anderen Einkau 
zentren in der näheren Umgebung ebenfals lediglichc"-
tiefe, d.h. nicht l_enku~gswir~sa~e G~bühr. in gleichit 
Höhe geschuldet 1st. Eme «für steh keme wirksame & 
grenzung des motorisierten Individualverkehrs beWir, 
kende Parkiergebührn sei somit zulässig, dies aueh 1 Anbetracht der Tatsache, dass eine von höheren GebQ~ 
erwartete Reduktion der Fahrtenzahl ohnehin nur bei c1o, 
ren flächendeckender Einführung zu erwarten sei85. 
Damit wird der Absicht von Art. 12 USG nicht entspro. 
chen. Da das Verhalten der Verkehrsteilnehmer nicht der 
gesetzlichen Zielsetzung entsprechend beeinflusst winl. 
häten die Gerichte an sich gestützt auf die Vorgaben voa 
Art. 12 USG jeweils feststelen müssen, dass die betrd, 
fenden Parkplatzgebühren nicht lenkungswirksam sind 
Das Verhalten der Verkehrsteilnehmer wird nicht wie bt,. 
absichtigt beeinflusst. Die Emissionen werden nicht I» 
schränkt. Die Massnahme erscheint deshalb in Anbetracl 
von Art. 12 USG als nicht zulässig. Die Tatsache aleia. 
dass andere Einkaufszentren in der näheren Umgebiq 
ebenfals lediglich eine tiefe Gebühr in derselben Hölr 
verlangen, genügt rechtlich nicht als Begründung da~ 
weiteren verkehrsintensiven Einrichtungen Gebühren• 
gleicher Höhe aufzuerlegen. 
b. Im Bereich der grundrechtlichen 
Anforderungen 
aa. Das Verhältnismässigkeitsprinzip verlangt 
ganzheitlich-räumliche Betrachtung 
Eine Massnahme nach A1i. 12 USG ist nicht nur an~ 
Anforderungen der gesetzlichen Grundlage zu me libd 
Zu beurteilen ist die Massnahme wie hiervor er\'I bli 
auch auf ihre Vereinbarkeit mit dem verwa ltungsre -
chen Grundprinzip der Verhältnismässigkeit und d ~ 
auf ihre Eignung, Erforderlichkeit und Zu_mutba~ 
Dies gilt insbesondere, wenn wie vorliegend ~111e ~~ k1111' 
Jung der Rechtmässigkeit von GrundrechtseHl chian 
gen zur Diskussion steht. 
'I 101: AJfl ~ 84 Urteil des Verwaltungsgerichts I. Galen vom 12.. \ s z~ 
(B 2011/145) E. 2.4.2 f.; Urteil des Vcrwaltun sgerich • 
vom 7. November 2007 (VB.2007.00091 ). ril ]fl• 
85 Urteil des Verwaltungsgerichts  Sr.  Gnlen vol'l J 2 . AP "D"' · h1S " (B 2011/145) E. 2.4.2 f: Urteil des Vcrwaltu11gsgcnc 
vom 7. November 2007 (VB.2007.0009 l ). 
derungen an umweltrechtliche Massnahmen zur Emissionsbegrenzung bei verkehrsintensiven Einrichtungen ,ri_for~---------- - - - -A-JP-/P-JA-,o-;-20- ,-3 ..... _..,. _ ____ .;..;.;.;.;.;.;.;;~~;.;.;~ 
Während Massnahmen, die sich direkt auf die Emis-
~ichten, generel auch geeignet sind, den Schutz der 
;tJD l.ichen Umwelt in einer ganzheitlich-räumlichen 
~ohtung zu erreichen, ist dies bei indirekt wirkenden 
i,assnnhrn n nicht zwingend der Fal. Zu erwähnen ist 
sondere, dass die Massnahmen der Parkplatzbewirt-
sdtSflung oder Parkplatzbeschränkung Ausweichverkehr 
Jndercn Anlagen nach sich ziehen können. 111 Au weichverkehr kann im Gegensatz zu Such-und 
siau.verkehr nicht als Sekundäremission bezeichnet wer-
~ . Eine entsprechende Massnahme kann zwar zu einer 
&nisionsreduktion mit Bezug auf den Verkehr zu der in 
Frage stehenden Anlage führen. Besteht der Effekt der 
rassnahme jedoch insbesondere auch in Ausweichver-
tdu', so werden unter Umständen die Fahrleistungen und 
IJmil die Emissionen ganzheitlich-räumlich betrachtet 
aichl reduziert. Die Massnahme erscheint verwaltungs-
~hllich betrachtet nicht als geeignetes Mitel, um das 
61fenliche Interesse am Umweltschutz hinreichend zu 
limlcksichtigen. Unter dieser Voraussetzung dürfte die 
Eignung und damit die Verhältnismässigkeit einer sol-
chen Massnahme nicht mehr gegeben sein. Dieser Anfor-
lknmg können sich die Behörden auch nicht entziehen, 
ildem sie bloss auf eine angeblich «tendenziele» Taug-
li:hkeil abstelen. In der Praxis werden der Aspekt der 
Emissionsreduktion bei der Quele und die ganzheitlich-
räumliche Eignung der Massnahme kaum in genügender 
Klarheit auseinandergehalten. 
Das Bundesgericht trennt zum Beispiel im bereits er-
•ahnten BGE 1C_463/2011 die Anforderungen gemäss 
~tze wortlau.t von Art. 12 USG zu wenig klar von den-
nigen, die an die Eignung der Massnahme als Aspekt 
~~erhältnismä sigkeit gestelt werden. So hält es fest, 
: llfolge unterschiedlicher Parkgebühren entstandene 
~ enbcwerbsverzerrung stele die Lenkungswirkung in 
: ~ wenn eine Abwanderung zur gebührenmässig at-
~ ivercn ~onkurrenz statfindet86• Bei genauer Betrach-
1& Wtrd die blosse Lenkungswirkung einer Massnahme 
~ h die Wetbewerbsverzerrung nicht in Frage gestelt. 
lhn:t es infolge unterschiedlicher Parkgebühren dazu, 
lJi 8.die Kunden stat zum betreffenden Anbieter lediglich 
einem Anbieter mit tieferen Parkgebühren fahren, so 4n~H Bezug auf die betreffende Anlage durchaus eine 
~ll ~ngswi_rkung auf den Verkehr festzustelen. Das Pro-
~ legt hingegen vielmehr darin, dass die unterschied-
Son;i~ . Park~ebühren Auswei (wer.kehr verursachen. 
führt die lenkende Massnahme nicht zum Ziel der 
Emissionsreduktion. Ihre Eignung erweist sich daher als 
fraglich. 
bb. Erforderlichkeit und Zumutbarkeit 
Kann die Wirksamkeit der Massnahmen nicht nachgewie-
sen werden, läst sich im Rahmen der Verhältnismässig-
keitsprüfung auch keine sinnvole Güterabwägung vor-
nehmen. Erreicht eine Massnahme nur geringe Wirkung, 
so darfunter dem Titel der Zumutbarkeit auch der Eingriff 
in das betroffene Grundrecht des Anlagenbetreibers nur 
von geringer Intensität sein87. 
Es wäre Aufgabe der verfügenden Behörden, sich vor 
Erlass einer auf Art. 12 USG gestützten Massnahme mit 
der Frage der Erforderlichkeit eines Grundrechtseingriffs 
mitels einer emissionsbeschränkenden Massnahme zu 
befassen. Die Frage, ob mit weniger einschneidenden 
Massnahmen dasselbe Ziel ebenso erreicht werden könn-
te, bleibt sowohl von Seiten der Behörden als auch von 
den Gerichten bisher weitgehend unbehandelt88. 
Aufgenommen wird die Zumutbarkeitsüberlegung 
in einem neuen Entscheid durch das Verwaltungsgericht 
St. Galen. Es führt im Rahmen einer Interessenabwägung 
aus, die wirtschaftlichen Interessen des Anlagebetreibers 
seien dann beeinträchtigt, wenn seine potentielen Kun-
den andere inländische Einkaufszentren mit günstigeren 
oder gebührenfreien Parkmöglichkeiten aufsuchen wür-
den89. Damit wird jedoch eigentlich -wie hiervor aus-
geführt -bereits die Eignung der Massnahme in Zweifel 
gezogen. 
cc. Rechtsgleichheit 
Den gerichtlichen Aussagen zur Frage möglicher Wetbe-
werbsverzerrung kann zwar prinzipiel zugestimmt wer-
den90. Auch ist vor dem Grundsatz der Gleichbehandlung 
direkter Konkurrenten die Praxis nachvolziehbar, Emis-
sionsbegrenzungsmassnahmen nicht alein bei neuen An-
lagen anzuordnen91. Der Grundsatz der Lastengleichheit 
berechtigt jedoch entgegen der erwähnten verwaltungsge-
richtlichen Praxis nicht dazu, eine tiefe und damit nicht 
87 So etwa BGE I 09 la 33 E. 4c. 
88 Vgl. zur betreffenden Fragestelung: MATHIAS P Lü ss, «Ich renne 
ständig rum und lösche Lichtern, ETH-Professor Lino Guzzela 
über Elektromobile, grüne Ilusionen und mögliche Wege aus der 
Energ iekrise, Das Magazin 3/2011, 9 f., I 0, 16. 
89 Urteil des Verwaltungsgerichts St. Galen vom 12. April 2012 
(B 201 l/145) E. 2.4.2. 
90 BGE IC_ 463/2011 vom 30. August 2012 E. 3.4.3 ;  vgl. zum Gan-
zen RENE RH1Now/G ERHARD S cHM10/ GrovANNI B 1AGINNt/F sux 
UHLMANN, Öffentliches Wirtschaftsrecht, Basel 201 I, I 14 f. 
91 Urteil des Verwaltungsgerichts St. Galen vom 12. April 2012 
(B 2011/145) E. 2.4.2. 
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lenkungswirksame Gebühr anzuordnen, nur weil bereits 
andere Einkaufszentren im Umfeld ebenfals mit Gebüh-
ren in entsprechender Höhe belastet sind92. 
2. Sachverhaltsermittlung 
Die Frage, welche Anforderungen aus rechtlicher Sicht an 
die Wirksamkeit und Eignung von Massnahmen zu stel-
len sind, umfasst auch die Frage, wie deren Wirkungswei-
se und Eignung zu untersuchen und zu beweisen sind. 
a. Sachverhaltsermitlung durch die 
Verwaltungsbehörden 
Die dem Untersuchungsgrundsatz unterliegende Behörde 
ist verpflichtet, auf der Sachverhaltsebene die Wirkungs-
weise einer Massnahme von Amtes wegen zu untersu-
chen. Erst wenn diese Sachverhaltsfrage geklärt ist, lässt 
sich gestützt darauf einerseits die Rechtsfrage klären, ob 
die Massnahme im Sinne von Art. 12 USG tatsächlich ei-
nen Beitrag zur Emissionsbeschränkung leiste, und ob sie 
anderseits mit Blick auf das öffentliche Interesse am Um-
weltschutz eine geeignete Anordnung darstele. 
Diesem Nachweis wird in der Praxis bis heute zu we-
nig Bedeutung zugemessen. Die verfügenden Behörden 
verzichten darauf, die konkrete Wirkungsweise einer 
Massnahme zu untersuchen und damit das rechtserheb-
liche Tatsachenmaterial als Grundlage ihrer rechtlichen 
Entscheidung zu beschaffen. 
Die mit dem Erlass der Massnahmen betrauten Ver-
waltungsbehörden beschränken sich in der Regel darauf, 
aus dem vermuteten «Reaktionsverhalten» der individu-
el motorisierten Kunden93 aufgrund einer Gebührener-
hebung eine «Lenkungswirkung» der Massnahme abzu-
leiten und von dieser «Lenkungswirkung» ohne weitere 
Abklärung auf die emissionsreduzierende Wirkung und in 
der Folge auf die Eignung der Massnahme zu schliessen. 
Die Wirkungsweise einer konkreten umweltrechtlichen 
Massnahme wird somit in der Praxis alein anhand der 
vermuteten Verhaltensreaktion von Automobilisten the-
matisiert. Die tatsächlichen Auswirkungen auf die Emis-
sionssituation werden somit lediglich vermutet. Die Be-
hörden verzichten jedoch darauf, den rechtserheblichen 
Sachverhalt von sich aus abzuklären, weshalb keine An-
gaben über die tatsächlichen Auswirkungen der Massnah-
men auf die Luftqualität gemacht werden können94. 
92 Vgl. aber Urteil des Verwaltungsgerichts St. Galen vom 12. April 
2012 (B 2011/145) E. 2.4.2 f.; Urteil des Verwaltungsgerichts Zü-
rich vom 7. November 2007 (VB.2007.00091). 
93 So genannte MIV-Kunden. 
94 PoRCHETIZUMBÜHL (FN 81), 282; entgegen LoRETAN (FN 13, 
Art. 44a N 30) genügt die pauschale Feststelung, eine Massnahme 
Vor dem Hintergrund ihrer Untersuchung Pflicht 
es an sich die Aufgabe der Behörden, sowohl die F 
nach der verkehrsbezogenen Lenkungswirkung al r-. 
die daran a~schliessende F~age, ob die _rkehrsbezo; 
Lenkungswirkung tatsächhch auch zu emer Em.i.ssior. 
einschränkung führt, einer fundierten Prüfung zu 
ziehen95• 
Gemäss Art. 33 Abs. 3 LRV besteht darüber t111811s 
eine explizite gesetzliche Pfl_icht zur A~alyse der W-11\, 
samkeit von Massnahmen. Smd solche m Ma snab 
plänen enthalten, müssen sie von den Kantonen reget. 
mässig auf deren Wirksamkeit hin überprüft werdel. Ei 
Blick in die Praxis zeigt jedoch, dass die Behörden ditr 
Überprüfung im Zusammenhang mit den für verke~ 
tensive Einrichtungen angeordneten Massnahmen dUIQ 
die Kantone meist nur ungenügend oder teilweise 81 
nicht vornehmen96. 
b. Verwaltungsgerichte 
Da die Verwaltungsgerichte neben der Rechts-auoh eine 
Sachverhaltskontrole vornehmen dürfen, ist eine um!& 
sende Prüfung des Sachverhalts möglich. Die Verwd-
tungsgerichte sind berechtigt, die Wirkungsweise e.incr 
Massnahme bzw. die betreffenden Aussagen der Voril-
stanz zu überprüfen. 
In der Praxis hinterfragen die Ve1waltung gericht 
die mangelnde Auseinandersetzung der Vorinstanzen 1111 
dem rechtserheblichen Sachverhalt, d.h. mit dem reahl-
erheblichen Tatsachenmaterial, jedoch nur selten. 
So liess es das Verwaltungsgericht des Kantons BP 
Landschaft bei der Feststelung bewenden, die ebtlh!O' 
pflicht s~i geeign~t, die ~n~~hl der Fahrz ugbewegu _.i 
zu reduzieren. Mit der L1m1tJerung der Parkplatzzahl ui-
mit der Gebührenpflicht könne eine Reduktion der 
Anlagenbetrieb zurechenbaren Emissionen ereicht ; 
den97• Auch das Verwaltungsgericht des Kantons SI: , 
Jen befasste sich in einem neueren Entscheid .alell 
der Reduktion der Fahrtenzahl zur betroffenen Anl~ 
sei als Beitrag im Rahmen eines Massnahmenpaketes oli 
)ich wesentlich, beweisrechtlich nicht. st 
95 Zum Zeitpunkt der Anordnung der Massnahme lässt sich 7,\Y 
alfälige emissionsreduzierende Wirkung nicht _«nnchnl tl~ 
Dies kann die Behörden jedoch nicht entlasten, emen tPl~. 
Beweis für die tatsächliche emissionsreduzierende W.irkUl l\ 1 
legen. :N 1~"' 
96 PORCHET/ZUMBÜHL (FN 81 ), 277 279 ·[ ; EICHBAUM (F voo' 
Ernst Basler+ Partner/Interface, Effektivität und Effizienz r'iuJ!lf 
h . . Et1l kehrslenkenden Massnahmen bei Verke rsmtens1ven 7010. gen (VE), Beilage I: Erhebung zum Volzug, Dezember~ 19. P' 
91 Vgl. z.B. VGE BL Nr. 81 O 06 353 (Grüssen Prateln) vorn 
zember 2007 E. 9.3. 
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·edoch mit der Frage und dem Beweis der tatsächli-tJ . b  h . k 98 Emi 1on esc ran ung . D Verwaltungsgericht des Kantons Zürich behan-
11 die Reduktion der Luftbelastung im Grundsatz tJte ebenfal als logische Folge der Verminderung der 
euzahl zur entsprechenden Anlage99• Insofern the-
~icrte es nicht die tatsächliche Emissionsbeschrän-~ als beweisrechtlichen Aspekt, sondern alein die 
falrtenreduktion zur betroffenen Anlage100• Mit Bezug 
f das Thema Fahrtenreduktion stelte das Gericht je-
~h richtigerweise fest, dass die wissenschaftlichen 
(rkennlnis bezüglich der Verkehrserzeugung von pu-
lifikurn inten iven Einrichtungen und über die Wirksam-ldt von lenkenden Massnahmen noch immer lückenhaft 
~e1101. In einem Entscheid aus dem Jahre 2011 befasste 
li) das Verwaltungsgericht des Kantons Zürich mit dem 
Begehren des Verkehrs-Clubs der Schweiz, die vorge-
iebene Parkplatz-Gebühr von 1 Franken pro Stunde auf 
• Franken zu erhöhen, weil gemäss Beschwerdeführer 
tlSI dadurch eine lenkende Wirkung erzielt werden kön-
ae. OlS Gericht stelte ausdrücklich fest, dass auf dem 
111 F111ge stehenden Gebiet keine gesicherten Kenntnisse 
IUI.Brfahrungszahlen bestehen. Die Umweltverträglich-
1:titsbericht-Beurteilung der Koordinationsstele für Um-
•tltschutz des Kantons Zürich (KofU), eine Gebühr von 
llßde.sten 2 Franken pro Stunde ab der ersten Minute 
AIVcrlangen sei lediglich ein Vorschlag einer Fachstele 
md keine amtliche Expertise, worauf die Rechtsmitelin-~z ohne Weiteres abstelen dürfte w2• 
Weiter weist das Verwaltungsgericht auf die grund-
iaWJchen Unsicherheiten über den tatsächlichen Effekt 
'on Parkgebühren hin 103• Darüber hinaus stelt das Gericht 
\ied rhol! fest, dass die prognostizierten Auswirkungen :r die Luftschadstoffemissionen gemäss SVI-Studie aus 
il Jahre 2002 ohnehin von der Annahme ausgehen, 
dlss die Parkplatzbewirtschaftung flächendeckend einge-
~~tr folge kommt das Verwaltung gericht -wie erwähnt -sogar 
1,
111 S?hluss, auch nicht (!himeichend lenkungswirksame> ebüh-
~~ seien zulä sig (Urteil des Verwaltungsgericht t. alen vo111 lJ -~riril 2012 (B 201 J/145} E. 2 .4.2). 
E ~ciJ Verwaltungsgericht ZH VB.2008.00 I J 5 vom 16. Juli 2008 ti' .1.2. 
._'.lcil Verwalungsgerich1 ZH VB.20 l J .00055 (M-Parr: Vo!ketswil) ·011114 Urt. · epternbcr 20 .I l  E. 7. I, 7.4. 
;11 Yerw11ltungsgericht Zl-1 8 .2008.00115 vcun 16. Juli 2008 ~~.2 lJ"c'I. ~01111 Verwaltung g richt ZH VB.2011.00055 (M-Parc Volket ·ur/I) Ulti!l4. Sc1>tember201 I E. 7.1. 
'ln, 1 Verwaltungsgericht ZH VB.2011.00055 (M-Par Valketsw/1) 14-• cptcmbcr201 I E. 7.4. 
führt würde. Dies sei jedoch heute nicht der Fal 104. Ge-
stützt auf diese Erkenntnisse hat das Veiwaltungsgericht 
des Kantons Zürich in einem Entscheid aus dem Jahre 
2008 die Anordnung einer Mindestgebühr für die drite 
Stunde mangels Nachweises des Beitrags zur Reduktion 
der Emissionen als unzulässig bemieilt und die geforderte 
Erhöhung der Mindestgebühr für die erste Stunde abge-
lehntJOs. 
Das Veiwaltungsgericht des Kantons Zürich erkennt 
damit bis zu einem gewissen Grad die mangelhaften tat-
sächlichen Grundlagen für die Beurteilung der Rechts-
fragen im Bereich der Massnahmen im Sinne von A1i. 12 
USG und bringt dies explizit zum Ausdruck. In der Fol-
ge wies das Gericht auch im Jahre 2011 eine Beschwer-
de ab, die eine Erhöhung der Gebühren zum Ziel hate 1°6. 
Die geltend gemachten Zweifel an den sachverhaltlichen 
Grundlagen müssten das Gericht alerdings auch dazu 
führen, von der Vorinstanz verfügte Gebühren im Be-
schwerdefal aufzuheben. Dies ist alerdings bisher nicht 
geschehen. 
c. Bundesgericht 
In seiner Rechtsprechung der letzten Jahre nahm das Bun-
desgericht keine vertiefte Auseinandersetzung mit der 
tatsächlichen Wirkungsweise der vorliegend diskutierten 
Massnahmen vor. Es befasste sich alein mit der Len-
kungswirksamkeit und thematisierte die zwischen Mass-
nahme, Reaktionsverhalten und Emissionsbeschränkung 
feststelbare «doppelte Kausalität» nicht vertieft. 
Betreffend die verkehrsbezogene Lenkungswirkung 
verwies das Bundesgericht in der Regel auf die SVI-
Studie aus dem Jahr 2002, ohne nach dem eigentlichen 
Nachweis der gesetzlich geforderten tatsächlichen Emis-
sionsbeschränkung zu fragen, was wohl mit seiner be-
schränkten Kompetenz zur Überprüfung des Sachverhalts 
zusammenhing107• 
In einem neueren Entscheid wies jedoch das Bundes-
gericht wie zuvor das Veiwaltungsgericht Zürich eine 
10• Urteil Verwaltungsgericht ZH VB.2008.00115 vom 16. Juli 2008 
E.  2.2.; Urteil Verwaltungsgericht ZH VB.2011.00055 (M-Parc 
Volketswil) vom 14. September 2011 E. 7.4. 
105 Urteil Verwaltungsgericht ZH VB.2008.00115 vom 16. Juli 2008 
E. 2.4. betreffend die Eignung zur Emissionsreduktion einer Min-
destgebühr ab der driten Stunde. 
106 Urteil Verwaltungsgericht ZH VB.2011.00055 (M-Parc Volketswil) 
vom 14. September 2011 E. 7.4. und Urteil Verwaltungsgericht ZH 
VB.2008.00115 vom 16. Juli 2008 E. 2.4. 
107 Metron/Neosys/Hochschule Rapperswil (FN 67), 1 f.; siehe bei-
spielsweise BGE 1 A.125/2005 (lkea Spreitenbach) vom 21. Sep-
tember 2005 E. 11.3 und BGE 1 C_ 412/2008 (Bauarena Volketswil) 
vom 24. März 2009 E. 3.3. 
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Beschwerde des VCS mit dem Ziel einer Erhöhung der 
Mindestgebühr ab 108• Der Be chwerdeführer brachte vor, 
die Vorinstanz habe die ma gebenden Studien nicht be-
rücksichtigt und damit den Sachverhalt offensichtlich un-
richtig festgestellt. Eine Mindestgebühr für die erste an-
g brochene tunde von 2 Franken sei anerkanntermass n 
Voraus etzung für die Lenkung wirkung einer Parkplarz-
bewirtschaftung109. Das Bundesgericht wies die zurück. 
Die Lenkungswirksamkeit i abhängig von den konkre-
ten Um fänden de Einzelfall . Die achverhaltsdarstel-
lung der Vorin tanz, wonach eine höhere Minde tgebühr 
zu Suchfahrten und zu einer Abwanderung zur Konkur-
renz und damit zu Ausweichverkehr führen würde, er-
scheine plausibel und nicht willkürlich
110• Schliesslich 
hielt auch das Bundesgericht fest, dass die Stellungnah-
men der KofU und des Amts für Abfall, Wasser, Energie 
und Luft des Kantons Zürich (AWEL), die ihrerseits eine 
Gebühr von 2 Franken verlangt hatten, daran nichts än-
dere. Der betreffende Betrag sei nicht das Ergebnis ein-
schlägigen Fachwissens. Es sei nicht so, dass dieser Be-
trag gemäss aktueller Rechtsprechung in allen Fällen als 
angemessen zu beurteilen sei 
111 • 
VI. Neue Entwicklungen im Bereich der 
verkehrsintensiven Einrichtungen 
In der Sommersession 2009 haben die Eidgenössischen 
Räte die Motion «Forderung nach Wirkungseffizienz» 
(RK-N 08.3003) an den Bundesrat überwiesen. Dieser 
wurde damit beauftragt, die Wirksamkeit und Effizienz 
von Umweltmassnahmen zu prüfen. Zur Umsetzung der 
Motion haben BAFU und ARE unter anderem das Projekt 
«Effektivität und Effizienz von verkehrslenkenden Mass-
nahmen bei verkehrsintensiven Einrichtungen» durchge-
führt112. 
Gestützt auf das Ergebnis der Untersuchung gehen 
BAFU und ARE davon aus, dass verkehrslenkende Mass-
nahmen auf der Basis des Umweltrechts in Zukunft nicht 
mehr generell .angeordnet werden können. Aufgrund der 
seit Jahren rii.ckJäufigen Luftschad toffemi ionen des 
Strassenverkehrs kommen sie zum Schluss, dass die Be-
deutung der verkehrsintensiven Einrichtungen als Ur-
,o, BGE 1C_463/2011 vom 30. August2012 E. 3.1. 
100 BGElC 463/2011vom30.August2012E.3.l. 
110 BGE lC- 463/2011 vom30.August2012 E. 3.4.3. 
111 BGE 1C=463/2011 vom 30. August 2012 E. 3.4.4. 
112 Bundesamt für Umwelt BAFU/Bundesamt für Raumentwicklung 
ARE, Rundschreiben zum Projekt <c ffektivität und Effizienz von 
verkehrslenkenden Massnahmen bei verkehrsintensiven Einrich-
tungen», 9. April 2013. 
sache für übermässige Immissionsbelastungen gen 
abnimmt und lokale Faktoren wie etwa eine bereits ~ 
tierende lufthygienische Belastung am Standort oder Ubri, 
ges Ve~kehrsaufkommen i~ Ei~zelfall an Gewicht gew.i. 
nen. Die Kantone wurden m emem Rtmdschreiben ßbt, 
diese Ergebnisse informiert113 • 
Die Frage nach der tatsächlichen Effektivität und l!f. 
fizienz von verkehrslenkenden M~ssnah~en wird dutt11 
die Ausführungen des Rundschreibens mcht beani\\,-_ 
tet. Von Bedeutung ist jedoch die Tatsache, dass ge1111sa 
Rundschreiben die sorgfältige Prüfung der Verhältnis, 
mässigkeit nun mit Blick auf jeden Einzelfall sep11111 
gefordert wird. Gemäss Rundschreiben muss infolge der 
neuen Erkenntnisse vor der Anordnung verkehrslenkei,. 
der Massnahmen bei verkehrsintensiven Einricbtungea, 
die sich auf die Umweltschutzgesetzgebung des Bundes 
stützen, jeweils im Einzelfall je nach Standort und lmmis, 
sionssituation sorgfältig geprüft werden, ob die MassDQ. 
men auch vor diesem Hintergrund noch v rhältnismls-
sig sind 11 4. Daraus lässt sich der Schluss ziehen, dass di 
Wirksamkeit von verkehrslenkenden Massnahmen audl 
gemäss Einschätzung von BAFU und ARE nicht mebraJI. 
gemein abgestützt auf die bis noch vor kurzem von da 
Gerichten regelmässig beigezogene SVI-Studie aus dell 
Jahre 2002 bejaht werden kann. 
Das Rundschreiben stützt sich insbesondere aitf dir 
Erkenntnisse von sieben Grundlagendokumenten. t)abci 
handelt es sich um diverse Publikationen des BA,PlJ uail 
des ARE, um das Gutachten Ernst Basler + Partner Jnltf• 
face Politikstudien (EBP/Interface) sowie das Gutachtet 
von FehrAdvice & Partners (FehrAdvice ). 
Die im Auftrag von BAFU und ARE erarbeite St~ 
EFP/Interface mit dem Titel «Effektivität und EffltJCIII · ·ntct 
von verkehrslenkenden Massnahmen bei verkehrst 
siven Einrichtungen» beschränkt sich dabei lediglich 
eine so genannte Metaevaluation von vierzehn früb r 
standenen Studien in deren Rahmen empirische V
11~ 
chungen zur Wirkung von verkehrslenkenden Ma Wl" 
men bei verkehrsintensiven Einrichtungen durchge . il' 
wurden. Da die Metaevaluation offenbar nur wenig .1 
lässliche Aussagen zur Wirksamkeit ergab, erarb \oi1 
die Autoren der Studie selber eine Wirkungsbeurtel 
. . w· k 1 e115 111 Form emer sogenannten 1r ungsana ys · 
1IWi• 
113 Bundesamt für Umwelt BAFU/Bundesamt für Raurnc• 
ARE (FN 112), S. 2, Punkt 4. 1
,~ic 
114 Bundesamt für Umwelt BAFU/Bundesamt für Rau111en 
ARE (FN 112), S . 3 Punkt 4. , 1z
 ,;o# 
115 Ernst Basler + Partner/Interface, Effektivität und Eflizic~lnl'i• 
kehrslenkenden Massnahmen bei verkehrsintens1ven 
gen (VE), Synthese und Empfehlungen, 11, 15. 
forderungen an umweltrechtliche Massnahmen zur Emissionsbegrenzung bei v
erkehrsintensiven Einrichtungen 
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paraus resultierten aber ausschliesslich allgemeine 
JISSllgen zur ~utmasslichen Wirkungsweise der ver-
,:fiiedenen möglichen Massnahmen
116
• Diesen schreiben 
'II utoren der Stu_die in ~inem ~egrenzten Umfang und 
ror Vorbehaltenem gewisses Wtrkungspotential zu. Al-
~ings bezeichnet die Studie selber die Resultate der ein-
,inen Beurteilu~ge~ in der Wirkungsanalyse wegen des 
~g(!IS an verlasshchen Grundlagen als mit Unsicher-
~tell behaftet. Sie seien im Einzelfall aufgrund der orts-
!flCZifischen Situation zu überprüfen 117 • Die Wirkungsbe-
lfleilung bezieht sich auf die Bereiche Umwelt, Raum, 
\m'l(ehr und Wirtschaft. Dabei wurden die Wirkungen 
Dfjglich auf der Basis der metaevaluierten Studien, vor 
en Hintergrund der beigezogenen Literatur und gestützt 
.,rdie Erfahrungen der Autoren der Studie, jedoch ohne 
dgem? empirische Untersuchungen eingeschätzt' 18• 
Die Wirksamkeit von verkehrslenkenden Massnah-
mm beim Einkaufsverkehr wird durch die ebenfalls 
4ern Rundschreiben zugrundeliegende, verhaltensöko-
l)fllJSche Studie von FehrAdvice hingegen grundlegend 
• Frage gestellt. Die Studie gelangt basierend auf em-
lNJ'ischer Evidenz aus der Verhaltensökonomie zum Er-
Jl,nis, dass beim Einkaufsverkehr die Parkplatzbewirt-
mfümgspflicht die Beschränkung der Parkplatzzahl, 
~enmodelle, Fahrleistungsmodelle und Modal-Split-
aben - auch bei restriktiver Anwendung - in der 
el keine oder nicht die gewünschte Wirkung auf das 
chliche Verhalten haben 119• 
VII. Fazit 
llahrnen gegen Sekundäremissionen, die auf Art. 12 
Abs. I !it. b und c USG gestützt werden, müssen einen 
~lwe1 bar n Beitrag zu einer tatsächlichen Emis-
' Q be chriinkung mit Bezug auf eine einzelne Anlage 
Uclle>>) leisten. 
Sowohl die Praxis der Verwaltungsbehörden als auch 
tg Cn!.sprechende Rechtsprechung geben sich in der 
Cl Jedoch damit zufrieden, dass eine Massnahme 
Ullich eine Verhaltensreaktion bei den individuell 
~- l Basler+ Partner/Interface (FN 115) 32 
"llSI B ' ' ~ilu asJer + Partner/Interface (FN 119), 15. Die Wirkungsbeur-
'11..'T] ~g befasst sich überdies nur mit der Anwendung der Massnah-
\1a~il1 Einzelfall, nicht mit der flächendeckenden Anwendung von 
t. nah111cn ebendort 11 "<llS(B , , . 
li'IG 8 asler + 
Partner/Interface (FN 112), Beilage 3: Wirkungsana-
t ' , 22. 
thrAc1v· 
~n 1cc & Partners AG Beurteilung verkehrslenkender Mass-
crJi;~n beim Einkaufsverkehr unter besonderer Berücksichtigung 
tcn ökonomischer Erkenntnisse, Zürich 2012, 5, 47 ff. 
motorisierten Kunden auslöst. In der Folge wird davon 
ausgegangen, dass die angenommene Verhaltensreaktion 
bei diesen Kunden auch zur gewünschten Emissionsbe-
schränkung führt, ohne dies jedoch beweisrechtlich ab-
schliessend darzustellen. 
Auch die Betrachtung der Verhältnismässigkeitsfrage, 
insbesondere im grundrechtlichen Kontext, erfährt noch 
zu wenig Aufmerksamkeit. So muss eine Massnahme 
unter diesem Titel geeignet sein, das Ziel des Umwelt-
schutzes als Ganzes zu erreichen. Führt eine Massnahme 
jedoch ganzheitlich-räumlich betrachtet nicht zu einer 
nachweisbaren Emissionsreduktion, z.B. infolge von un-
erwünschten Nebeneffekten wie Such-, Stau- und Aus-
weichverkehr, so ist die Massnahme nicht geeignet. 
Die Beweislast sowohl für die emissionsbeschränken-
de Wirkung gemäss Art. 12 USG als auch für die Eignung 
einer Massnahme im grundrechtlichen Sinn obliegt je-
doch der verfügenden Behörde. 
Im Rahmen des von BAFU und ARE durchgeführten 
Projekts «Effektivität und Effizienz von verkehrslenken-
den Massnahmen bei verkehrsintensiven Einrichtungen» 
konnte weder ein allgemeingültiger noch ein konkreter 
Nachweis einer positiven Wirkung der hier zur Diskus-
sion stehenden verkehrslenkenden Massnahmen 120 zur 
Emissionsreduktion bei dem durch verkehrsintensive 
Einrichtungen verursachten Verkehr erbracht werden. Die 
Forderung von BAFU und ARE, dass verkehrslenkende 
Massnahmen, die sich auf die Umweltschutzgesetzge-
bung stützen, inskünftig im Einzelfall je nach Standort 
und Immissionssituation hinsichtlich ihrer Verhältnismäs-
sigkeit sorgfältig geprüft werden müssen, ist im Lichte 
der voranstehenden Ausführungen zu unterstützen. 
J
2
o Parkplatzbewirtschaftungspflicht, Beschränkung der Parkplatz-
zahl , FahrtenCT?_odell, Fahrleistungsmodell, Modal-Split-Vorgaben, 
Erhöhung der OV-Erschliessungsqualität. 
